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vorwort
Über das antifajugendinfo 2010

Auch diese Jahr findet wieder eine Demonstration in Gedenken an den am 21. 
November 1992 in Friedrichshain ermordeten Silvio Meier statt. Nach einer 
besonders kraftvollen Demo im vergangenen Jahr soll die Demo auch dieses 
Jahr wieder durch Friedrichshain ziehen. Thematisch soll es um die seit 
Wochen andauernde, rassistische Kampagne gegen Migrant_innen, rassis-
tische Polizeigewalt, Abschiebungen und Nazistrukturen gehen.

Gerade der Brandanschlag auf den ältesten Infoladens Berlins in der 
Manteuffelstraße und die neonazistischen Beschmierung von anderen lin-
ken Locations zeigen, dass wir uns auch aktuell mit Nazistrukturen kämpfe-

risch auseinandersetzen müssen. Zudem solidarisieren wir uns im Rahmen 
der Demonstration mit allen Betroffenen von Nazigewalt und Rassismus und 
gedenken den Opfern von rassistischen und faschistischen Morden weltweit. 

Auch dieses Jahr gibt es deshalb wieder ein Jugendinfo mit zahl-
reichen Hintergrundtexten, Tipps und Trix für Demogänger_innen, Aktionen 
und vieles mehr. Das Ganze wird berlinweit an Schulen verteilt. Wir hoffen, 
dass für jede_n etwas dabei sein wird. 

Wir sehen uns alle auf der Silvio-Meier-Demo!
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Silvio Meier
in gedenken an einen von neonazis ermordeten

txt: 
Antifaschistische Linke Berlin (ALB)A m Abend des 21. November 1992 war Silvio Meier mit 

drei FreundInnen auf dem Weg zu einer Party. Auf dem 
U-Bahnhof Samariterstraße trafen sie auf eine Gruppe jun-
ger Neonazis, von denen einige rechte Aufnäher trugen. Die 
Linken stellten die Rechten zur Rede und nahmen ihnen 
die Aufnäher ab.

Durch den Streit hatten sie die letzte U-Bahn verpasst und 
wollten den Bahnhof wieder verlassen. Auf der Mittelebene 
warteten jedoch die Neonazis und stachen auf Silvio und 
seine Freunde ein; er starb kurze Zeit später. Noch im Kran-
kenhaus wurden die vier Linken verhört und ihnen vorge-
worfen, schuld am Tod ihres eigenen Freundes zu sein. Die 
Nazis, im Alter zwischen 14 und 19 Jahren, hatten angege-
ben, mit Silvios eigenem Messer attackiert worden zu sein, 
obwohl die Linken unbewaffnet waren.

Die Polizei leugnete zudem, dass der Mord einen po-
litischen Hintergrund hätte. Erst durch intensive Öffent-
lichkeitsarbeit, Demonstrationen und spektakuläre Akti-
onen (wie das Niederbrennen des Jugend- Clubs, in dem 
die Nazis verkehrten) wurde die Tat weiter untersucht und 
die rechte Gesinnung der Täter offensichtlich. Obwohl die 
Anschuldigungen gegen Silvios Freunde komplett zusam-
menfiel, hatte der Mord ein jähes gerichtliches Ende. Von 
den zwölf am Überfall beteiligten Nazis (drei Frauen und 
neun Männer) wurde nur gegen fünf Nazis ein Prozess er-
öffnet. Die Anklage lautete auf „schwere Körperverletzung 
mit Todesfolge“, was eine Tötungsabsicht von Grund auf 

ausschließt. Silvio wurde mit mehreren Messerstichen in 
die Brust getötet. Was ist dass, wenn keine Tötungsab-
sicht? So wurde der Mord auch von Justizwegen her, als 

„normale“ Schlägerei und nicht als politische Tat, mit poli-
tisch handelnden Akteuren geahndet. Drei der fünf Nazis 
wurden zu Haftstrafen verurteilt.

WER WAR SILVIO MEIER?
Der damals 27-jährige Silvio Meier wohnte in einem beset-
zen Haus in Friedrichshain. Es war eines der ersten Häuser, 
die bereits im Dezember 1989 besetzt wurde. Silvio war be-
reits in der DDR in linken Gruppen, außerhalb des Staats-
Rahmen engagiert. Linke Kräfte sammelten sich damals in 
der „Umweltbibliothek“ um die Zionskirche im Prenzlauer 
Berg. Für Silvio Meier gehörte antifaschistisches Eingreifen 
zum Alltag. Die frühen 90er Jahren waren vor allem in Ost-
berlin von Nazi-Angriffen geprägt, so dass die Besetzerszene 
schnell auch zur Antifa-Szene wurde, die damals noch nicht 
in der Form existierte wie heute.

Bereits im vergangenen Jahr demonstrierten mehr als 3.000 Antifas 
in Berlin-Friedrichshain in Gedenken an den am 21.11.1992 von Na-
zis ermordeten Silvio Meier. 

Unter dem Motto „Enough is Enough – Linke Freiräume 
schaffen  – Gegen Nazis, Staat und Kapital“ ging es durch Fried-
richshain an der rechtsoffenen Diskothek Jeton und am Naziladen 
Tromsö vorbei. Zahlreiche Anwohner_innen und Linke solidarisierten 
sich dabei kraftvoll mit der Demonstration, zündeten am Rande der 
Demo bengalische Fackeln und hängten Transparente von Dächern. 
Thematisiert wurden sowohl die Situation der Hausprojekte in Berlin, 
als auch Bullen-Repression, Nazis und Stadtumstrukturierung. 

Da es in den Vorjahren wiederholt am Endkundgebungsort zu 
Übergriffen der Bullen auf Demoteilnehmer_innen kam, wurde ent-
schlossen, die Demo vorzeitig zu beenden, um dies zu vermeiden. Im 
Vorfeld war es zu zahlreichen Aktionen u.a. gegen den mittlerweile 
geschlossenen Naziladen Harakiri gekommen.

* rückblick: silvio-meier-Demo 2009 *



kampf den nazis! kampf dem staat!
Gemeinsam für eine Gesellschaft ohne Rassismus und Unterdrückung!

A m 21. November jährt sich der Tag des Mordes an 
dem Antifaschisten und Hausbesetzer Silvio Meier.  

1992 wurde er im U-Bahnhof Samariterstraße in Berlin- 
Friedrichshain von Nazis erstochen. Der Mord fällt in 
die Zeit des nationalen Taumels, der mit der „Wieder
vereinigung“ Deutschlands einherging; in die Zeit der 
Brandanschläge gegen Flüchtlingsunterkünfte, die von 
Nazis verübt, von „ganz normalen Deutschen“ beklatscht 
und vom Parlament schließlich mit der faktischen Abschaf-
fung des Asylrechts 1993 gekrönt wurden. Und wie sieht es 
heute aus?

ScheiSS Nazis

Wöchentlich finden in Deutschland Naziaufmärsche statt. 
Hakenkreuzschmierereien und rechte Parolen gehören 
vielerorts zum Straßenbild. Pöbeleien und Übergriffe gegen 
alle, die nicht in das Weltbild von einem „reinen Deutsch-
land“ passen, bis hin zu politischen Morden, sind an der Ta-
gesordnung. Seit 1990 lassen sich wenigstens 149 Nazimor-
de nachweisen. Wo es geht versuchen Nazis an öffentliche 
Debatten anzudocken. Mal scheinbar seriös, mal im radika-
len Gewand greifen sie in gesellschaftliche Auseinanderset-
zungen ein, um diese mit faschistischen Inhalten aufzuladen. 
Sie bemühen sich um weitgreifende ideologische und kultu-
relle Ausstrahlung, veranstalten Kongresse und Kinderfeste. 
Auch sind Naziparteien wieder in Parlamente eingezogen, 
von hier aus unternehmen sie propagandistische Vorstöße 
im Licht der Medienöffentlichkeit, bauen ihre Strukturen 
aus und streichen staatliche Gelder ein.

ScheiSS Staat

Trotz des Bedrohungsszenarios, das Nazis für Migrant_in-
nen und viele andere darstellen, ist der Hauptakteur des 
Rassismus in Deutschland der Staat. In umfassendem Aus-
maß betreibt er eine mörderische Politik der Abschreckung, 
gegen alle, die hier Asyl suchen. Der Staat ist Betreiber einer, 
aus dem öffentlichen Bewusstsein heute, weitgehend ver-
drängten Abschiebemaschinerie. Nach offiziellen Angaben 
wurden 2009 mehr als 17.800 Menschen aus Deutschland 
abgeschoben, bzw. direkt nach ihrer Ankunft auf deutschen 
Flughäfen, an Landes- oder Seegrenzen zurückgewiesen. 
Dabei ist zu beachten, dass es heute die wenigsten Flücht-
linge überhaupt schaffen, nach Deutschland zu gelangen. 
Viele scheitern – nicht selten tödlich – an den Mauern 
der sich zunehmend abschottenden „Festung Europa“. 
Der Alltag vieler Menschen mit deutschem Pass, deren 
Aussehen nicht dem der deutschen Mehrheitsbevölkerung 

entspricht, ist von Rassismus geprägt: bei der Wohnungs- 
oder Arbeitssuche, auf der Straße oder auf Ämtern werden 
sie von ihren „deutscheren“ Mitbürger_innen ausgegrenzt. 
Die aLebensbedingungen von nur „geduldeten“ Flüchtlin-
gen sind noch weit schlechter. Sie werden permanent durch 
reaktionäre „Ausländergesetze“ entrechtet, schikaniert und 
bedroht. Läuft die „Duldung“ aus, geraten viele Flüchtlinge 
in Abschiebehaft.

ScheiSSe im Quadrat

Jeder konsequente Widerstand gegen Nazis stößt früher 
oder später auf den deutschen Staat. Bei jedem Naziauf-
marsch sehen sich Antifaschist_innen der Polizei gegen-
über. In einem Land, wo vor 65 Jahren noch die Nazis an 
der Macht waren, große Teile Europas versklavt, eine hal-
be Million Sinti und Roma ermordet und das europäische 
Judentum vernichtet haben, gilt es heute als Durchsetzung 
des „demokratischen Pluralismus“, Nazis den Weg freizu-
prügeln. Nachspiel von antifaschistischem Aktivismus sind 
nicht selten Anzeigen, Festnahmen, Hausdurchsuchungen, 
Geld- und Haftstrafen, bis hin zur Kriminalisierung ganzer 
Organisationen. Nazis wird vor Gericht dagegen vielfach 
mit Milde begegnet. So sind auch die Mörder von Silvio 
Meier teils mit geringen, teils völlig ohne Strafen davonge-
kommen. Schon damals wurde die Tat entpolitisiert und als 
Auseinandersetzung zwischen Jugendbanden dargestellt. 
In rassistischen Äußerungen übernehmen Vertreter_in-
nen des Staates immer wieder ideologische Elemente der 
Nazis und werden so gleichzeitig zu ihren wirkungsvollen 
Stichwortgeber_innen. So z. B. im Spätsommer diesen 
Jahres, als Thilo Sarrazin (SPD), Ex-Finanzsenator von 
Berlin, mit seinem Buch „Deutschland schafft sich ab“ ein 
Medienspektakel provozierte. Rassismus, im speziellen 
antimuslimischer Rassismus, wurde im Verlauf der De-
batte vielfach als legitime Meinung dargestellt. Die von 
Massenmedien ständig angefeuerte Hetze gegen „integra-
tionsunwillige Ausländer“ ist bis heute nicht abgerissen. 
Im Fahrwasser solch rassistischer Kampagnen können sich 
Nazis allzu leicht als Vollstrecker_innen des „Volkswillens“ 
aufspielen.

ScheiSSe in Berlin

Das Auftreten von Nazis gehört auch in Berlin zum Alltag. 
NPD und Republikaner sitzen in fünf Bezirksverordneten-
versammlungen. Darüber hinaus gibt es Szene-Treffs und 
Naziläden, z. B. die Kneipe „Zum Henker“ in Schöneweide 
oder den Thor-Steinar-Laden „Tromsø“ in Friedrichshain. 
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Auch Übergriffe durch Nazis sind keine Seltenheit. So wur-
de im vergangenen Sommer im Volkspark Friedrichshain 
ein dunkelhäutiger Jugendlicher von einem Nazi rassistisch 
beleidigt und mit einer Schreckschusswaffe ins Gesicht ge-
schossen. Im Verlauf dieses Jahres kam es außerdem gehäuft 
zu Angriffen gegen Personen, Strukturen und Hausprojekte 
der linken Szene. 

Auch was den staatlichen Rassismus angeht ist Berlin 
ganz vorne mit dabei. Eine steigende Zahl von Flüchtlin-
gen wird in Berlin in Lager gepfercht. Unter unwürdigen 
Bedingungen müssen sie z. B. im Containerlager in der 
Motardstraße in Siemensstadt oder in Bruchbuden in Mar-
zahn leben. Letzte Station in Deutschland ist für viele der 
Abschiebeknast Grünau. 2009 wurden unter Regierungsver-
antwortung von SPD und Linkspartei aus Berlin über 1.500 
Flüchtlinge abgeschoben und zurückgewiesen. Viele davon 
in Herkunftsländer, wo sie von Hunger, Folter, in manchen 
Fällen sogar vom Tod bedroht sind. Erinnert sei in diesem 
Zusammenhang nur an die rücksichtlose Räumung und Ab-
schiebung von Roma-Familien aus dem Görlitzer Park im 
Sommer 2009, die von einer antiziganistischen Kampagne 
der Berliner Presse begleitet wurden.

Gegen diese Zustände, gegen den zunehmenden Nazi- und 
den anhaltenden Abschiebeterror, der die Forderung „Aus-
länder raus!“ der Nazis praktisch umsetzt, wollen wir am 
20. November auf die Straße gehen. Unser Kampf kann 
langfristig nur erfolgreich sein, wenn wir ihn gemeinsam 
führen: mit allen von Nazis und staatlichem Rassismus 
verfolgten und bedrohten Menschen in Deutschland  – 
mit Migrant_innen-Organisationen, jüdischen Gemein-
den, Vereinigungen von Sinti und Roma, Schwulen und 
Lesben; mit antirassistischen Gruppen, fortschrittlichen 
Arbeiter_innen und Gewerkschafter_innen, Arbeitslosen-
initiativen, Student_innen, Schüler_innen … mit Euch! 
Es gilt, den antifaschistischen Kampf mit dem Kampf gegen 
den Staat zu verbinden, ihn auf eine breite gesellschaftliche 
Basis zu stellen und offensiv zu führen.
 
Raus aus der Isolation, raus auf die Straße! 
Demonstriert mit uns in Gedenken  
an Silvio Meier und alle anderen von Nazis 
und staatlichem Rassismus Ermordeten! 
Kampf den Nazis! Kampf dem Staat! 
Antifa heißt Angriff!
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JUGENDANTIFA ... say what?
Von einer Antifaschistin deS AJBB

I n Berlin gibt es einen ganzen Haufen Jugendlicher, die 
sich in unterschiedlichen Teilen der Stadt treffen und sich 

als „Antifas“ bezeichnen. Oft kennen sie sich untereinander 
nicht einmal und trotzdem finden sich viele unter dem La-
bel „Antifa“ oder „Jugendantifa“ zusammen.

Was ist Jugendantifa? – Ein Mitglied des 
Antifaschistischen Jugendbündnis Berlins 
(AJBB), hat die Frage für sich selbst so beant-
wortet:
Die unterschiedlichen Jugendantifas haben natürlich viele 
verschiedene Antworten, was das eigentlich bedeutet. Und 
ob es überhaupt einen Unterschied macht, ob jetzt noch 

„Jugend“ vor dem „Antifa“ steht. Aber so gut wie alle stehen 
Samstag morgens auch mal früh auf, um einen Naziauf-
marsch zu verhindern, gehen auf Demos und kleben und 
sprühen die Wände mit ihren Bildern und Parolen voll. 

Wieso wir das tun? Nun, ich kann nicht für alle spre-
chen, aber ich mache das, weil die Zustände, so wie sie sind, 
mich ankotzen. Das fängt schon bei dem ganzen Zeug an, 
dass ich in der Schule lernen muss, ohne dass erklärt wird, 
wozu ich das jemals brauchen soll. Hinterfragen darf ich 
die Dinge auch kaum, erwartet wird von den Allermeis-
ten: Auswendig lernen. Weiter geht es damit, dass ich mir 
viele Dinge nicht leisten kann, die ich gerne hätte, und für 
andere Dinge Geld ausgeben muss, die ich nicht möchte. 
Dann ist Nazistress in Berlin zwar nicht so krass oder häu-
fig, wie in einigen Brandenburger Dörfern, aber so wie ich 
gekleidet bin, nach Marzahn raus zu fahren oder nachts 
in Schöneweide am Bahnhof zu stehen, ist keine schöne 
Sache und allein auch wirklich gefährlich. Obwohl das bei 
mir zum Glück nur die Kleidung ist, während Freund_in-
nen von mir schon angepöbelt werden, weil sie nicht so 
kalkweiß sind wie ich und die sich ihre Hautfarbe nun 
wirklich nicht aussuchen können. 

Neben den Nazis machen mir auch die ganz norma-
len Menschen Angst, die ihre Deutschlandfahne zur WM 
raushängen und meine Eltern, die schon finden, dass hier 
langsam genügend „Ausländer“ leben. Denn mir ist das, 
was als „deutsche Kultur“ bezeichnet wird, herzlich egal, 
denn ich kann weder etwas Gutes daran finden, in dem 
Nachfolgerstaat des Nationalsozialismus zu leben, wo die 
große Masse der Menschen die Schnauze gehalten und 
mitgemacht haben, als Millionen weitere Menschen de-
portiert und ermordet wurden, noch finde ich einen Staat 
toll, der Menschen auch heute noch in den sicheren Tod 
abschiebt, die Grenzen für Flüchtlinge dicht macht und 
für Waren öffnet. Einen Staat, in dem immer noch die 
große Masse der Menschen die Schnauze nicht aufkriegen 

will und die Bullen für Recht und Ordnung sorgen sollen. 
Es ist eine Gesellschaft, in der viele Menschen Angst ha-
ben: Angst vor Migrant_innen, Angst davor, ihre Arbeit 
zu verlieren. Um sich sicher zu fühlen, versuchen sie sich 
mit Ignoranz, mit Rassismus und mit unsinnigen, konser-
vativen Ideen vor der Wirklichkeit zu schützen, statt nach 
logischen Erklärungen zu suchen.

Deswegen heißt, kurz gesagt, für mich Antifa zu 
sein, gegen Nazis zu sein, gegen Rassismus und gegen Na-
tionalismus. Genauso heißt es, gegen das Grundübel der 
ganzen Scheiße zu sein: Das ist für mich die Ausübung 

von Macht, Macht über andere Menschen, die nicht für 
sich selber entscheiden dürfen und nicht können. Dabei 
sollten Menschen doch leben dürfen, wie und mit wem 
sie wollen und nicht eingezwängt sein von Staat und Ka-
pitalismus, die im Grunde nur ein System sind, in das die 
Menschen hineingeboren werden und in welchem sie ihre 
kleinen Aufgaben erfüllen. Das ist mir zu wenig, ich will 
mehr von meinem Leben haben und alle, die behaupten, 
dass das eh nicht gehe, den glaube ich zumindest nicht, 
dass sie es ernsthaft versucht hätten.
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Kilometerweite Unterschiede 
von Hellersdorf nach Wilmersdorf? 
Egal, kommt zusammen!
Und bei diesen ganzen unterschiedlichen Problemen ist es 
klar, dass es auch ganz unterschiedliche Arten gibt, „Antifa“ 
praktisch zu machen. Dies ist gerade abhängig davon, wo 
man ist und wie man seinen Alltag erlebt. 

Gerade in den Berliner Außenbezirken laufen Nazis 
auf der Straße rum, können sich in Kneipen treffen und 
pöbeln gerade am Wochenende in der Gegend herum. 
Dagegen liegt in Westberliner Bezirken wie Steglitz oder 
Charlottenburg das Problem eher bei unangenehmen Bur-
schenschaftlern oder rechtskonservativen CDUler_innen. 
In anderen Bezirken, die eher in der Innenstadt liegen, 
wie Neukölln oder Friedrichshain, in denen kaum Nazis 
wohnen, finden aber trotzdem Angriffe auf Linke und ihre 
Locations statt. Neben Neukölln und Friedrichshain, ist 
Kreuzberg wohl der noch als am „linkesten“ verschriene 
Bezirk Berlins, wo nun wirklich kaum von Naziproble-
men gesprochen werden kann. Hier gibt es einige Orte, 
wo Linke rumhängen und sich austauschen können, Orte, 
die eine Alternative zum grauen Alltag bilden, der zwi-
schen Schule, Job und Ausbildung entsteht. 

All das hängt miteinander zusammen, alles was uns daran hin-
dert frei zu sein oder es uns zumindest teilweise ermöglicht. 
Und deswegen ist es wichtig, sich gegenseitig zu unterstützen, 
dort aktiv zu werden, wo die Probleme sind, egal ob „Innen-
stadt“ oder „Randbezirk“, gemeinsam in Friedrichshain, Wed-
ding und Pankow, in ganz Berlin und noch darüber hinaus. 

Auf, auf!
Für uns als Jugendantifas gilt es, im Hier und Jetzt zu agie-
ren. Die stumme Gesellschaft nicht ihrer selbst zu überlassen, 
sondern dort anzuknüpfen, wo linke Kämpfe sind und unse-
re Mitmenschen aus ihrem Alltagstrott herauszureißen, um 
ihnen die ganze Scheiße vor Augen zu führen. Wir wollen 
den öffentlichen Raum erobern und ihn nicht den konfor-
men Mitläufer_innen oder gar den Nazis überlassen, wir le-
sen und diskutieren, wir streiten und finden uns zusammen, 
machen Veranstaltungen und wollen uns das selbst beibrin-
gen, was uns die Schule nicht erklären kann, wir kämpfen 
für unsere Mitschüler_innen, die von Abschiebung bedroht 
sind und begleiten auch unsere Freund_innen nach Hause, 
wenn sie von Nazis bedroht werden. Wir sind solidarisch 
und kämpfen zusammen, gegen Nazis, gegen die sinnlose 
Angst und gegen den Kapitalismus. 
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SIE meckern über alles, tragen schwarze Klamotten und verteilen Flyer. SIE demonstrieren jede Woche, schimpfen über Bullen und kämpfen 
gegen Nazis. SIE ’wissen’, dass der Kapitalismus an allem Schuld ist, reden vom Weltfrieden und suchen die Konfrontation. SIE träumen von 
einer kollektiv organisierten Welt ohne Krieg und Diskriminierung. Die Rede ist von Antifas.

Doch was steckt eigentlich hinter dem Namen „Antifa“? Ist das ein Unternehmen, eine Partei oder eine Straßengang? Antifa ist die Abkürzung 
für „Antifaschistische Aktion“! Wie und mit welchen Mitteln arbeitet diese Aktion überhaupt? Und was ist eigentlich Faschismus und warum sollte 
dieser bekämpft werden? Warum kämpft die Antifa überhaupt gegen Krieg, soziale Ungerechtigkeit und dieses Schulsystem – das hat doch schein-
bar gar nichts mit Faschismus zu tun? Warum läuft die Antifa so oft in schwarz rum und was hat sie mit den Autonomen zu tun? Kann „Mensch“ 
mir mal erklären, warum die Antifaschist_innen immer so komisch schreiben? Und kann die Antifa nicht auch endlich mal FÜR etwas sein, statt 
immer nur dagegen?

Fragen über Fragen – könntest du sie beantworten? Wir wollen diese Fragen heute ausnahmsweise nicht beantworten, noch nicht. Die Wenigs-
ten wissen, was Antifa überhaupt ist und wofür sie steht. Die Denk- und Handlungsweisen sind für viele Menschen nicht nachvollziehbar und 
selbst die Flyer sind aufgrund der vielen Fremd- und Fachwörter häufig nicht verständlich. Das wollen wir ändern!

Wir werden Anfang 2011 eine Reihe verschiedenster Veranstaltungen machen und eine Broschüre herausgeben, um die oben gestellten Fragen 
zu beantworten und um unseren Traum zu verdeutlichen. 

Um diesen Traum möglichst präzise zu pinseln, brauchen wir eure Hilfe, also schickt uns eure Fragen per E-Mail an:  
haveadream@riseup.net und checkt unsere Homepage: haveadream.blogsport.eu

* we have a dream … *



streik in schule, uni und fabrik!
Weg mit dem Sparpaket!

A m 26. November wird im Bundestag über das geplante 
Sparpaket der Bundesregierung abgestimmt. Um gegen 

die unsozialen Kürzungen zu protestieren, rufen Schüler_
innen an diesem Tag zu einem berlinweiten Schulstreik auf. 
An diesem Tag wollen wir nicht in die Schule gehen, son-
dern unseren Protest gegen die herrschende Politik vor den 
Bundestag tragen. Zusammen mit Erwerbslosenbündnissen, 
Gewerkschaften, linken Parteien, Anti-Atom-Aktivist_in-
nen und Gegnern des Bauprojekts „Stuttgart 21“ ruft die 
Berliner Schüler_innen-Initiative „Bildungsblockaden ein-
reißen!“ deshalb zu einer Belagerung des Bundestages auf, 
um der Regierung in einer Aktion des massenhaften, zivilen 
Ungehorsams die „rote Karte“ zu zeigen.
 
Bildung nur für Reiche
Ein großer Teil des Sparpakets betrifft den sozialen Be-
reich. Das Streichen von Elterngeld, Heizkostenzuschuss 
und Rentenzuschüssen für HartzIV-Empfänger_innen 
bedeutet, dass die betroffenen Familien jetzt mit noch 
weniger Geld auskommen müssen als vorher. Auch viele 
Jugendliche werden demnach darunter leiden. Die meis-
ten Schüler_innen wissen aus Erfahrung, dass es mit der 
sozialen Durchlässigkeit im Schulsystem ohnehin nicht so 
gut bestellt ist. Gerade in ärmeren Haushalten drückt je-
des neu anzuschaffende Buch und jeder Schulausflug auf 
den Geldbeutel. Wenn das Kind dann auch noch in der 
Schule abgehängt wird und Nachhilfe benötigt, wird es 
richtig teuer.

Deswegen sollte es auch ein Anliegen aller Schüler_
innen sein, sich gegen das Sparpaket zu wehren. Zu gut 
kennen wir die Phrasen, dass kein Geld für Schule oder 
Soziales da sei. Aber über Nacht waren plötzlich 500 Mil-
liarden Euro da, mit denen die fast insolventen Banken 
wieder ins Geschäft einsteigen konnten. Das System setzt 
halt Prioritäten und wer würde schon anzweifeln, dass 
Banken „systemrelevanter“sind als irgendwelche verarm-
ten Schüler_innen?

Die Krise heiSSt Kapitalismus
„Jetzt müssen wir alle sparen“, sagen Politiker_innen, Medi-
en und Wirtschaftsvertreter_innen. Und meinen damit vor 
allem die Lohnabhängigen, die eh schon am unteren Ende 
der Nahrungskette dieser kapitalistischen Konkurrenzgesell-
schaft angesiedelt sind. Diese müssen jetzt immer härter um 
ihren Lebensunterhalt kämpfen. Die Gefahr, nach der Schu-
le keinen Ausbildungs- oder Studienplatz zu bekommen, ist 
real. Genauso droht vielen Beschäftigten die Arbeitslosig-
keit. Der Leistungsdruck auf die, die noch einen Job haben, 
wird damit zunehmend größer. In einem geschickten Zu-

sammenspiel versuchen Politik, Konzerne und Medien die 
Schuld an der prekären Lage vieler Beschäftigten Anderen 
in die Schuhe zu schieben.

Deshalb hetzen Sarrazin, Seehofer, Merkel, Bild und 
Co. gegen Migrant_innen und Erwerbslose und versuchen 
so, die Klasse der Lohnabhängigen zu spalten und gegen-
einander auszuspielen. Deutsche gegen Türken. Niedrig 
bezahlte Jobber_innen gegen HartzIV-Empfänger_innen. 
So wollen sie verhindern, dass die Betroffenen des Sozial-
abbaus sich ihrer Lage bewusst werden und beginnen, sich 
gegen die Ursache des Problems zu engagieren: Ein Wirt-
schafts- und Gesellschaftssystem, in dem nicht die Bedürf-
nisse der Mehrheit der Menschen, sondern die Reichtum-
sproduktion der Privatwirtschaft im Mittelpunkt stehen. 
Dessen Fans  – wie Guido Westerwelle  – nennen dieses 
Wirtschaftsmodell „freie Marktwirtschaft“, wir sprechen 
lieber vom Kapitalismus.

Auch deswegen wollen wir als Schüler_innen gegen 
das Sparpaket demonstrieren: Nicht die „faulen“ Migrant_
innen und HartzIV-Bezieher_innen sind das Problem, 
sondern die Sarrazins, ihr reaktionäres Menschenbild und 
eine gesellschaftliche Ordnung, die solche Arschlöcher 
und Ansichten hervorbringt.
 
Schule schwänzen? Schule bestreiken!
Der Schulstreik wird – sonst wäre es kein Streik – während 
der Schulzeit stattfinden. Dies ist auch notwendig, weil 
nun mal während der Schulzeit über das Sparpaket ent-
schieden wird. Zu einem anderen Zeitpunkt ist eine Be-
lagerung gar nicht möglich. Es geht also nicht darum, die 
Schule zu schwänzen, sondern bewusst nicht in die Schu-
le zu gehen! Viele der Lehrer_innen, die sich gegen den 
Streik positionieren werden, wissen gar nicht, dass auch 
manche von ihnen vom Sparpaket betroffen sind. Denn 
die verbeamteten Lehrkräfte müssen auf die üblicherweise 
vorgenommene Erhöhung des Weihnachtsgeldes ab 2011 
verzichten. Die verbeamteten Lehrer_innen müssten den 
Schulstreik demnach eigentlich aus ihren eigenen Inter-
essen heraus unterstützen. Es sei denn, sie haben zu viel 
Sarrazin und Bild-Zeitung gelesen und sich von deren Pa-
rolen das Hirn einnebeln lassen.

Solidarisch kämpfen
Die Bundestagsbelagerung soll eine neue Form des Protests 
darstellen. In erster Linie ist es eine Demonstration, auf der 
die verschiedenen beteiligten Gruppen ihren Protest ausdrü-
cken. Doch wir wollen dort protestieren, wo die Bundesre-
gierung gegen unsere Interessen entscheidet. In einem Akt 
des massenhaften, zivilen Ungehorsams wollen wir deshalb 
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in die Bannmeile um den Bundestag eindringen und laut 
und unüberhörbar der Regierung für ihre Politik die „rote 
Karte“ zeigen. Mit der „Bannmeile“ rund um die Bundes-
tagsgebäude, in der die Versammlungsfreiheit nur einge-
schränkt gilt, wollen sich Regierung und Parlament unlieb-
samen Protest vom Leib halten. Wir lassen uns jedoch von 
einer Bannmeile nicht davon abhalten, unseren legitimen 
Widerstand gegen das Sparpaket zum Ausdruck zu bringen. 
Wenn die Bundesregierung gegen uns entscheidet, werden 
wir dort sein und deutlich zum Ausdruck bringen, was wir 
von ihr und diesem System halten. Dass wir dadurch even-
tuell eine Ordnungswidrigkeit begehen, nehmen wir in Kauf.

Vorher rufen wir zu einer Schüler_innendemonst-
ration vom Potsdamer Platz zum Brandenburger Tor auf, 
um den spezifischen Forderungen der Berliner Schüler_
innenschaft Gehör zu verschaffen. Am Brandenburger Tor 
wollen wir uns dann mit anderen Gegnern des Sparpakets 
zusammenschließen und gemeinsam unseren lautstarken 
Protest vor den Bundestag tragen. 

Deswegen: Kommt zum Schulstreik und beteiligt euch im 
Anschluss an der Bundestagsbelagerung.

Sie sagen kürzen – wir sagen stürzen!
Schulstreik am 26. November – Auf zum Bundestag!

Schüler_innendemonstration
26. November | 10 Uhr | U-Bhf. Potsdamer Platz

„Rave der Bildungsleichen“ am International Students Action Day
17. November | 18 Uhr | Tacheles-Hof (Oranienburger Str. 54–56a)

Infoveranstaltung zur 
Bundestagsbelagerung und zum Schulstreik
12. November | 20.30 Uhr | „Zielona Gora“ (Grünberger Str. 73)

* DATES *
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Vorsicht geboten!
Soziale Netzwerke und das Web 2.0

F acebook, Jappy, Myspace, StudiVZ, Jabber, Lokalis-
ten, SchülerVZ, Wer-kennt-wen und wie sie alle hei-

ßen. Wir alle kennen Soziale Netzwerke. fast jede_r von 
uns ist irgendwo angemeldet. Wir geben unseren Namen, 
unsere Email-Adresse und unseren Wohnort an. Wir adden 

„Freund_innen“, also Menschen, die wir mehr oder weniger 
gut kennen, verschicken private Nachrichten, laden Fotos 
hoch, fügen in unser Profil Infos zu unseren Hobbys, un-
sere Lieblingsmusik, unsere politische Ausrichtung und un-
sere Schule, Uni oder unseren Arbeitsplatz ein. Wir geben 
preis, was uns „gefällt“ und was wir nicht mögen. Wir las-
sen uns verlinken bzw. verlinken selbst Freund_innen auf 
Fotos. Wir posten, welche Veranstaltungen, Demos und 
Partys wir besuchen.

Watch out while having fun
Es soll nicht darum gehen, alle sozialen Netzwerke im In-
ternet generell zu verteufeln. Viele von uns haben selbst Ac-
counts in sozialen Netzwerken und es gibt tatsächlich nütz-
liche Aspekte an ihnen. Dennoch gibt es einige Dinge, die 
beim Umgang mit Plattformen wie MySpace, Facebook, etc. 
bedacht werden sollten. Es ist wichtig, sich darüber Gedan-
ken zu machen, was ihr in Sozialen Netzwerken preisgeben 
wollt und was nicht. 

Ein erster Schritt ist es, sich unter falschem (oder wenigs-
tens nicht mit vollem Namen) und mit einer extra dafür 
erstellten Email-Adresse anzumelden. Es ist auch fraglich, 
ob jede_r eurer Kontakte eure Schule, Uni oder euren Ar-
beitgeber kennen muss. Achtet darauf, dass ihr vor ande-
ren Nutzer_innen des Netzwerkes euer Profil so privat wie 
möglich gestaltet. Viele Netzwerke bieten dazu mittler-
weile Optionen an. Achtet darauf, dass wirklich nur eure 
Freundinnen und Freunde eure Pinnwand, eure Fotos und 
eure privaten Einträge sehen können. Ein weiterer Punkt 
ist es, darauf zu achten, wen ihr als „Freund_in“ akzep-
tiert! Nur weil jemand „Antifa“ zu ihren_seinen Interessen 
hinzugefügt hat oder mit einer Antifagruppe „befreundet“ 
ist, muss er noch lange kein_e Antifaschist_in sein. Denn 
auch Nazis sind in sozialen Netzwerken aktiv, haben dort 
Accounts, werben für ihre Ideologie oder suchen als Anti-
Antifas nach vermeintlichen Linken in ihrer Gegend, um 
diese dann einzuschüchtern.

Doch auch für Strafverfolgungsbehörden und Unterneh-
men sind die Daten aus den sozialen Netzwerken äußerst 
interessant. Sie geben Auskunft darüber, wer wen über wen 
kennt. Das kann – gerade wenn es darum geht das Umfeld 
bestimmter Leute auszuleuchten – sehr hilfreich sein. Ganze 
Branchen sammeln Daten aus sozialen Netzwerken zu Mark-
forschungszwecken und verkaufen diese an den Meistbieten-
den. Auch auf die Inhalte der „privaten“ Kommunikation 
(Nachrichten, Chat, etc.) kann leicht zugegriffen werden. 
Denn die Netzwerke speichern jeden Schritt, den wir ma-
chen, jede Nachricht, die wir verschicken, jedes Foto, das 
wir hochladen, jede Veranstaltung, an der wir teilnehmen...

Wie mit allem, das wir im Internet machen, gilt es, 
einen bewussten Umgang zu entwickeln. Gerade für Mobi-
lisierungen, Partys oder einfach nur um alte Freund_innen 
wieder zu treffen, bieten viele Netwerke große Möglichkei-
ten. Auf die Problematik von sozialen Netzwerken kann je-
doch nicht oft genug hingewiesen werden. Ganz in diesem 
Sinne: Don‘t be paranoid, just be fucking careful.
 

txt: 
[jawuc] für das AJBB

Mehr über den  
sicheren Umgang mit  

dem Computer, dem Internet 
und allem, was dazugehört, 

erfahrt ihr demnächst auf  
www.computersicherheit.tk 

Du hast Stress mit Nazis an deiner Schule? Das rassistische Gequatsche 
deiner Kolleg_innen in der Ausbildung geht dir auf die Nerven? Du willst 
dich politisch engagieren, weißt aber noch nicht genau, wo und wie? Uns 
ging es genauso: Wir wollten auch endlich selbst aktiv werden! 

In unserer Gruppe kannst du Kontakte knüpfen und mit Gleichge-
sinnten diskutieren. Hier wirst du ernst genommen, kannst dei-
ne eigenen Ideen und Interessen einbringen. Außerdem bekommst 
du Rückhalt und bist mit deinen Problemen nicht mehr alleine. 
Wir, die Antifaschistische Linke Jugend [ALJ], sind ein bunter Haufen von 
Antifaschist_innen, die sich selbstbestimmt auf Augenhöhe organisie-
ren. Wir verstehen uns als antifaschistisch/-kapitalistisch/-rassistisch/-
sexistisch. Seit einem Jahr treffen wir uns regelmäßig und bereiten ak-
tuelle Kampagnen mit vor, diskutieren gemeinsam und fahren zusammen 
auf Demos und Aktionen. Jede_r von uns kann dabei gleichberechtigt 
seine eigenen Vorstellungen einbringen. Zum Beispiel haben wir die dies-
jährige Silvio-Meier-Demo und die Aktionen drumherum im Bündnis mit 
vorbereitet. Außerdem unterstützen wir die Kampagne „Castor schot-
tern“ und sind im „Get Out of Control“-Bündnis gegen Polizeigewalt. 

Bei all dem können wir deine Verstärkung gut gebrauchen. Wir freuen 
uns über neue Leute, die endlich mehr machen wollen als immer nur zu 
zu gucken! Also auch auf dich?

Komm vorbei: Jeden Sonntag um 18 Uhr in der Köpi, 
Köpenicker Str. 137 (Nähe Ostbahnhof)

Antifaschistische Linke Jugend (ALJ) – jugendantifa@antifa.de

* you‘ll never walk alkone … *
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1 x 1 für Demogänger_innen
worauf du achten solltest

J etzt geht es los, es ist vielleicht sogar eure erste Demons-
tration?! Informiert euch bitte vorher über eventuelle 

Auflagen der Bullen, die letzten Jahre waren Springerstiefel 
immer verboten. Aber erst einmal ein paar grundlegende 
Dinge. Zieht euch bequeme und unauffällige Sachen/Schu-
he an, in denen ihr euch wohl fühlt und die zu dem Wetter 
da draußen passen. Was ihr unbedingt mitnehmen solltet, 
wäre euer Personalausweis (unter 16 Jahren. Schüler_innen-
ausweis), ein bisschen Kleingeld für den Anruf im Ernstfall 
(Festnahme) und wichtige Medikamente.
 
vorbereiten!
Geht bitte nie alleine auf eine Demonstration, denn in der 
Gruppe ist es immer lustiger und außerdem einfacher, Situ-
ationen einzuschätzen und angemessen zu reagieren. Zu eu-
rer eigenen Sicherheit und der aller anderen, wäre es sinnvoll, 
dass ihr auf den Konsum von Alkohol und Drogen verzichtet. 
Sprecht vorher über eure Ängste und diskutiert darüber, was 
jede_r einzelne möchte und wie weit ihr gehen wollt. Des 
Weiteren ist es sehr praktisch, sich einen gemeinsamen Na-
men auszudenken. Der kann euch dann durch lautes Rufen 
helfen, dass ihr euch in unübersichtlichen Situationen wieder 
findet. Zusätzlich ist es sinnvoll, sich schon vorher einen ge-
meinsamen Treffpunkt auszumachen, falls ihr euch verlieren 
solltet. Bei allem, was ihr tut, denkt daran, es gibt immer auch 
Bullen, die in zivil die Demo begleiten bzw. an ihr teilnehmen.

aufmerksam sein!
Wenn ihr euer Zuhause nicht ohne Handy verlassen wollt 
oder könnt, macht es bitte aus, sobald ihr auf der Demo 
angekommen seid! Denn mensch weiß ja nie, wie doof 
es kommen kann und wer will schon, dass die Bullen die 
Nummer eurer Freund_innen und alle SMS lesen. (Sie ha-
ben auch die Technik, um eure Handys auszulesen, wenn 
diese ausgeschaltet sind.) Es ist außerdem praktisch, vorher 
alle Taschen und auch euer Portemonnaie mal durch zu 
schauen. Lasst alle Adressen, Telefonnummern, Fotos, Mes-
ser, Gras etc. zu Hause. Das Einzige, was noch ganz sinnvoll 
ist, ist ein Stift, mit dem ihr euch etwas aufschreiben könnt.

im schlimmsten fall …
Im EA (Ermittlungsausschuss) sind Leute, die hauptsäch-
lich die Namen und Geburtsdaten von den Festgenomme-
nen sammeln. Sie haben gute Kontakte zu Anwält_innen 
und kümmern sich im Ernstfall um einen Rechtsbeistand 
für euch. Außerdem versuchen sie heraus zu finden, auf 
welche Wache oder in welche Gefangenensammelstelle ihr 
gebracht wurdet. Die Nummer des Berliner EA`s lautet: ​
030 / 69 222 22.

Falls ihr festgenommen werdet, heißt es erstmal Ruhe be-
wahren, ruft laut euren Namen und euer Geburtsdatum, so 
dass der EA von anderen verständigt werden kann. Lasst 
euch nicht von den Bullen einschüchtern und ab jetzt ist 
Fresse halten angesagt! Ihr werdet meistens zur Personali-
enfeststellung auf eine Wache gebracht. Wichtig ist: Macht 
keine Aussagen. Es ist wirklich einfacher, gar nicht mit 
den Bullen zu reden, denn diese sind psychologisch ge-
schult. Die einzigen Angaben, die ihr machen müsst, sind 
Name, Adresse, Geburtsdatum/-ort, Staatsbürgerschaft und 
eine ungefähre Berufsbezeichnung (z.B. Schüler_in oder 
Erwerbslose_r).

Wenn ihr wieder draußen seid, meldet euch beim EA 
ab und schreibt zu Hause ein kurzes Gedächtnisprotokoll. 
(Was ist wann wie passiert, bezogen auf die Bullen, ohne 
die Nennung von Straftaten!) Wenn ihr eine Festnahme 
beobachtet, versucht den Namen der Person zu erfahren 
und meldet es dem EA. Auch in diesem Fall solltet ihr zu 
Hause ein kleines Gedächtnisprotokoll schreiben und es 
dem EA zukommen lassen. 

Nach der Demo gilt das gleiche, wie auf dem Hin-
weg: Verlasst den Veranstaltungsort zusammen mit eurer 
Bezugsgruppe! Aber am wichtigsten, trotz des ernsten An-
lasses, habt Spaß, seid laut und bringt eure eigenen Trans-
parente mit!

Zum Weiterlesen:
www.ea-berlin.net
bezugsgruppenreader.so36.net

Broschüre 
„Was tun, wenn‘s brennt“ 
(www.rote-hilfe.de)

Buch
„Wege durch die Wüste“
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deutsche flüchtlingspolitik
und ihre tödlichen folgen

E s gibt viele Gründe, sein Dorf, seine Stadt und sein Land 
zu verlassen. Ob es Kriege sind, die Verfolgung aus politi

schen, religiösen oder rassistischen Gründen oder schlicht-
weg der Hunger und die Armut. Viele Menschen, die eine 
Möglichkeit sehen, aus dieser Hölle zu entkommen, nehmen 
die Gelegenheit wahr und flüchten, um in einem anderen 
Land Schutz und Sicherheit zu finden. Und um in Ruhe und 
Frieden leben zu können. Einige von Ihnen kommen in die 
Bundesrepublik – und das ist auch ok – es ist völlig legitim.
 
Flucht ist kein Verbrechen!
Die Chance, in der Bundesrepublik Asyl oder einen siche-
ren Aufenthalt zu bekommen, läuft seit Jahren gegen Null. 
Mit der Ablehnung des Asylantrages ist in der Regel immer 
zu rechnen. Wenn die Menschen dann aus verschiedenen 
Gründen nicht gleich wieder abgeschoben werden können, 
folgt über Jahre ein Leben unter sehr schweren Bedingungen. 

Das ist ein Leben in verordneter Armut, denn das Ar-
beiten ist den Flüchtlingen verboten. Es gibt nur 40 Euro 
Bargeld, das Essen in den Heimen in Form von Fresspake-
ten oder Fertigessen in Aluminiumschalen. Die Flüchtlings-
lager, in denen sie leben müssen, sind oft weit außerhalb 
von Ortschaften  – isoliert von der übrigen Gesellschaft. 
Flüchtlingslager bedeutet auch: Viele unterschiedliche Na-

tionalitäten auf engstem Raum, Doppelstockbetten, keine 
Privatsphäre. Die Menschen dürfen den ihnen zugewiese-
nen Landkreis nicht ohne Genehmigung der Behörden ver-
lassen. Das nennt sich Residenzpflicht. Zudem bekommen 
sie keine angemessene medizinische Versorgung. Über ei-
nen Krankenschein und somit über die Notwendigkeit eines 
Arztbesuches entscheiden Angehörige des Sozialamtes – also 
fachliche Laien. Ein Verstoß gegen diese gesetzlich vorge-
schriebenen Lebensbedingungen steht unter Strafe.

Das ist die eine Seite ihres Lebens – eine demütigende 
Verwahrung und Verwaltung von Menschen unter totaler 
Kontrolle der örtlichen Sozial- und Ausländerbehörden und 
der Polizei. Dazu kommt die persönliche Situation der ein-
zelnen Menschen. Viele Flüchtlinge sind durch Verfolgung 
im Herkunftsland, durch Folter, Misshandlungen, Verge-
waltigungen, durch Kriegserlebnisse oder durch die Flucht 
selbst körperlich und vor allem seelisch traumatisiert. Sie 
sind krank und bedürfen intensiver und oft jahrelanger 
Behandlung. Und sie brauchen ein angstfreies Umfeld und 
persönliche Sicherheit – sie brauchen eine positive Lebens-
perspektive, um Bodenhaftung und Stabilität zu bekommen. 

In der Bundesrepublik gibt es heute ca. 300.000 soge-
nannte Langzeitflüchtlinge: Sie haben eine Duldung oder 
eine Grenzübertrittsbescheinigung und sind somit akut 

24. September 2008

Karlshöfen in der Gemeinde Gnarrenburg in Niedersachsen. Zwischen 3.00 Uhr 
und 4.00 Uhr morgens wird die Familie El Sharif / Bulut von lauten und bedrohli-
chen Geräuschen an der Wohnungstür geweckt. Die 42-jährige Hadra Bulut und 
ihre Kinder vermuten Einbrecher oder Rechtsextreme, die in dieser Gegend öfter 
in Wohnungen von Migrant_innen eingestiegen sind. Tatsächlich sind es Polizei-
beamte, die ohne zu klingeln oder zu klopfen das Türschloss aufbohren. Da ein 
Riegel von innen vorgeschoben ist, wird zunächst der Türgriff abgesägt und dann 
mit einem Rammbock die Tür aufgebrochen. Dann stürmen Polizeibeamte in die 
Wohnung und fesseln Frau Bulut an Händen und Füßen. Weder Frau Bulut noch 
ihre Töchter, die 12-jährige Fatma, die 14-jährige Zekie, die 17-jährige Amira und 
die 18-jährige Muene dürfen sich anziehen. Sie müssen in ihren Schlafanzügen,T-
Shirts und barfuss das Haus verlassen. Nur der 13-jährige Mohammed, der ge-
rade dabei war, eine Hose anzuziehen, als die Beamten hereinkamen, darf sich 
noch fertig anziehen. Die Mahalmi-Familie, die ursprünglich aus dem Libanon 
kam, soll nach 13-jährigem Aufenthalt in der Bundesrepublik in die Türkei abge-
schoben werden. Dazu sind an diesem Morgen ca. 50 Beamte vor Ort.

Polizeibeamte packen Kleidung in Tüten. Geld oder Handy darf niemand 
mitnehmen – auch die Psychopharmaka, die Frau Bulut regelmäßig einnehmen 
mussss, bleiben liegen. Als Frau Bulut hinausgeführt wird und verzweifelt um 
Hilfe ruft, bekommt sie ein Tuch vor den Mund gepresst, so dass sie keine Luft 
bekommt – sie verliert das Bewusstsein für ca. eine Stunde. Sie kommt im 

 
 
 
Krankenwagen wieder zu sich, fühlt sich körperlich sehr schwach und muss 
beim Gehen gestützt werden. 

Frau Bulut ist schwer krank, leidet an Krebs, hohem Blutdruck und 
behandlungsnötigen Angst- und Panikattacken sowie Depressionen. Im Kran-
kenwagen auf der Fahrt zum Flughafen Düsseldorf bleibt sie an Händen und 
Füßen gefesselt und bekommt irgendwann drei blutdrucksenkende Tabletten. 
Der Rest der Tabletten, den sie bei sich hat, wird ihr weggenommen. Erst am 
Flughafen und nach heftigem Protest darf sich Frau Bulut einen Rock über die 
Halbshorts überziehen, die sie zum Schlafen an hatte.

Ihre Kinder werden, getrennt von ihrer Mutter, im Polizei-Transporter 
nach Düsseldorf gebracht. Der 14-jährigen Zekie wird gedroht, dass sie eine 
Spritze bekäme, wenn die nicht aufhören würde zu weinen und zu schreien. 
Die jüngste Tochter, Fatma, ist dermaßen schockiert, dass sie nicht mehr an-
sprechbar ist. Am Flughafen angekommen, werden sie noch ca. 2 Stunden auf 
dem Rollfeld in einem Polizei-Bus festgehalten. Telefonieren dürfen sie nicht. 
Später kommt Frau Bulut dazu – ihre Handgelenke sind entzündlich gerötet.

Um 12.30 Uhr erhebt sich die Maschine in Richtung Türkei. In Istanbul 
angekommen, stehen die Buluts weinend und hilflos in der Flughafenhalle. Dort 
werden sie irgendwann von einer Familie aus Izmir angesprochen, weil deren Sohn 
Deutsch versteht und spricht. Diese Familie nimmt Mutter und Kinder mit zu sich 
und beherbergt sie auch noch zwei Monate nach der Abschiebung provisorisch.

* ein beispiel von vielen *

txt: 
Antirassistische Initiative
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von Abschiebung bedroht. Allein aufgrund von ärztlichen 
Gutachten oder juristischen Mitteln gelingt es, Aufenthalts-
verlängerungen zu bewirken. Die Menschen haben dann für 
ein paar Monate scheinbar eine Aussetzung der Abschiebung. 
Oft sind es jedoch nur ein paar Wochen oder Tage. Danach 
geht der Horror weiter: Der nächste Besuch der Ausländer-
behörde steht an und niemand weiß, ob in der Behörde die 
Festnahme zur Abschiebung erfolgt. 

Über Jahre hinweg ausgestellte Duldungen  
oder Grenzübertrittsbescheinigungen bedeuten  
jahrelange Angst vor Abschiebungen. 
Ein Leben im Wartestand, ein Leben zwischen Hoffnung 
auf ein dauerhaftes Bleiberecht und Fassungslosigkeit und 
Panik bei ablehnenden Bescheiden. Das bedeutet auch expli-
zit eine Verhinderung der seelischen Gesundung von Trau
matisierten – oft zudem eine deutliche Verschlechterung der 
Erkrankung, bis hin zu regelrechten Re-Traumatisierungen.

Betroffen von dieser Situation ist nicht nur die kranke 
Person selbst, betroffen ist jedes Mitglied der Familie. Vor al-
lem Kinder und Jugendliche stehen anderen Verantwortungen 

gegenüber, weil sie Rollen übernehmen müssen, die ihre kind-
liche Entwicklung stark beeinflussen. Aufgrund ihrer besseren 
Sprachkenntnisse – sie sind ja oft hier geboren – sind sie bei 
Behördengängen oder Arztbesuchen der Erwachsenen oft da-
bei, um zu übersetzen. Sie übernehmen die Fürsorge und oft 
die Verantwortung für ihre kranken und überforderten Eltern 
und jüngeren Geschwister. Sie sind mehrfach belastet und 
wachsen mit der Angst auf, unerwartet in das Land abgescho-
ben zu werden, vor dem ihre Eltern so große Angst haben; das 
sie selbst nicht kennen und dessen Sprache sie oft nur lücken-
haft beherrschen. Auch sie müssen jahrelang mit der Angst 
leben, plötzlich aus ihrem sozialen Umfeld gerissen zu werden, 
plötzlich im Flieger zu sitzen, um im Nirgendwo zu landen. 
 
Und irgendwann kommt  
tatsächlich die Abschiebung
Abschiebungen sind staatlich verordnete Zwangsmaßnah-
men, werden immer gegen den Willen der Betroffenen und 
demzufolge immer (!) mit Gewalt durchgeführt. Das Spek-
trum der polizeilichen Möglichkeiten ist groß und die Um-
setzung erfolgt rücksichtslos:

Fo
to

: A
RI

 D
ok

um
en

ta
tio

n

13Silvio-Meier-Demo 2010

Antifajugendinfo



Die Hände und Füße mit dünnen, tief einschneiden-
den Plastikschnüren über Stunden gefesselt
in sogenannter „Schaukelfesselung“ zum Flughafen 
transportiert, mit Klebeband oder Plastik-Strippen, 

„wie Pakete verschnürt“, zum Flugzeug getragen, ge-
prügelt oder geschleift 
an den Sitz gefesselt 
mit Beruhigungsspritzen betäubt 
Hilferufe und Protest mit Knebeln, Klebeband, Kis-
sen, nassen Tüchern oder T-Shirts über Mund und 
Nase erstickt
mit Beleidigungen, Drohungen, Schlägen und Tritten 
niedegehalten. 

Die in Panik versetzten Menschen werden nicht nur gede-
mütigt, sie geraten durch die Gewaltmaßnahmen in To-
desangst und erleiden schwerste körperliche Verletzungen. 
In den letzten 17 Jahren starben 5 Menschen während der 
Abschiebung und 384 wurden durch Zwangsmaßnahmen 
durch die Polizei zum Teil erheblich verletzt. 154 Flücht-
linge töteten sich angesichts ihrer drohenden Abschiebung, 
858 Flüchtlinge haben sich selbst verletzt oder versuchten 
sich umzubringen, 31 Flüchtlinge kamen nach der Ab-
schiebung in ihrem Herkunftsland zu Tode, mindestens 
488 Flüchtlinge wurden im Herkunftsland von Polizei oder 
Militär misshandelt und gefoltert und 73 Flüchtlinge „ver-
schwanden“ nach der Abschiebung spurlos.

Flucht ist kein Verbrechen – Doch warum  
werden Flüchtlinge wie Kriminelle behandelt?
Die Grundlage für die Kriminalisierung von Flüchtlin-
gen sind die Asyl- und Aufenthaltsgesetze, die speziell für 
Flüchtlinge erdacht wurden – und auch nur für sie (!) gelten. 

In ihnen sind die miserablen Lebensbedingungen und die 
rigorosen Aufenthaltsentscheidungen festgelegt. Wer sich 
trotz der Verbote eine Arbeit sucht oder trotz der Verbote 
seinen Landkreis verlässt und wer im Lande bleibt, obwohl 
der Aufenthalt durch die Behörden beendet wurde, verstößt 
gegen diese Gesetze – und unterliegt der bundesdeutschen 
Strafverfolgung. Es ist sogar so, dass es unter Strafe steht, 
ohne Erlaubnis die Landesgrenzen zur BRD zu überwin-
den. Das heißt, dass schon die Flucht nach Deutschland 
strafrechtlich verfolgt werden kann. So werden Flüchtlin-
ge – trotz eines theoretischen Rechts auf Asyl – von dem 
Rechtsstaat BRD per Gesetzeslage kriminalisiert.

Dazu kommt die Stimmung in der Bevölkerung. Die 
von Zeit zu Zeit initiierte Hetze von Politik und Massen-
medien fällt in Deutschland immer (!) auf fruchtbaren 
Boden. Flüchtlinge können öffentlich und ungestraft als 

„Sozialschmarotzer“, „Scheinasylant“, als „Diebe“, „Bett-
ler“, als „Betrüger“, als „Illegale“ – und eben auch als „Kri-
minelle“ bezeichnet werden. 

Diese Stigmatisierung setzt sich in den Behörden 
fort. Auf den Sozial- und Ausländerämtern, aber auch bei 
der Polizei, herrscht eine üble Stimmung gegen Flüchtlinge. 
Willkür und Schikane sind an der Tagesordnung. Unrechts-
bewusstsein existiert so gut wie gar nicht. Können sie sich 
doch hinter Gesetzen und Verordnungen verstecken: „Wir 
machen nur unsere Arbeit.“, „Uns sind die Hände gebun-
den – wir entscheiden nach der Gesetzeslage“ usw.

Rom heißt Mensch – sagen die Roma. 

Für die Roma und alle anderen Flüchtlinge fordern wir:
Grenzen auf und Bleiberecht für Alle!
Gleiche Rechte für Deutsche und Nicht-Deutsche!

Zum Weiterlesen:

„Bundesdeutsche  
Flüchtlingspolitik und  

ihre tödlichen  
Folgen (1993-2009)“ 

Eine Dokumentation der  
Antirassistischen Initiative 
Berlin (www.ari-berlin.org)

•

•

•
•
•

•

Ihr kennt es sicherlich auch: Es ist mal wieder Wochenende und die 
Frage ist, wo am Abend abgehangen wird. Natürlich gibt es eine Menge 
Bars und Kneipen in den Szenebezirken der Stadt. Aber dort ist schon 
nach kurzer Zeit viel Geld für Getränke, Billard und Kicker draufgegan-
gen. Könnt ihr euch ein Getränk nicht mehr leisten und sitzt ohne da, 
droht der Rausschmiss. Uns kotzt das genauso an wie euch. Deswegen 
findet jeden Samstag die Antifabrik statt. Ein Ort, an dem ihr euch 
mit netten Leuten ohne Konsumzwang aufhalten könnt. Billard und 
Kicker könnt ihr kostenlos spielen. Also kommt vorbei! Happiness is 
just around the corner!

Jeden Samstag | ab 20 Uhr | samstagabend.blogsport.de
Schreinerstr. 47 | U-Bhf. SamariterstraSSe

* antifabrik *
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Gewalt. Rassismus. Polizei.
ganz normaler alltag

S onntagmorgen vor der Panorama-Bar in Friedrichs-
hain. Nach einer durchfeierten Nacht wartet Flo-

res Aguilar vor dem Club. Eigentlich ein ganz normaler 
Abend – würden nicht nach einiger Zeit drei Polizisten 
auftauchen. Flores wird aufgefordert das Gelände zu ver-
lassen. Es entwickelt sich eine Diskussion. Einer der Po-
lizisten will wissen, woher Flores kommt. Die Antwort 

„Guatemala“ quittiert dieser mit der Aufforderung, er sol-
le dorthin zurückgehen. Als Flores erklärt, dass er diese 
Äußerungen rassistisch findet, legen ihm die Polizisten 
Handschellen an und führen ihn ab. Auf der Polizeiwa-
che in der Wedekindstraße wird ihm Blut abgenommen. 
Anschließend schlagen ihn fünf Polizisten zusammen. Die 
Polizei hatte Flores selbst gerufen. Die Türsteher der Pan-
orama-Bar hatten ihm den Zutritt zu dem Club verwei-
gert, in dem sich noch seine Jacke befand. Für Flores endet 
der Abend mit einer Anzeige wegen Widerstands gegen 
Vollstreckungsbeamte, einer Kopfplatzwunde und einem 
faustgroßem Hämatom im Klinikum Friedrichshain.

Leider kein Einzelfall
Für viele Menschen in Deutschland sind rassistische Schi-
kanen und Übergriffe durch Polizisten traurige Realität. 
Die Kampagne für Opfer rassistischer Polizeigewalt (KOP) 
dokumentiert diese seit 10 Jahren. Ihre Chronik umfasst 
mittlerweile fast 100 Fälle in Berlin. Sie berichten von 
Einsätzen, bei denen die Betroffenen rassistisch beleidigt 
werden; von Drogenrazzien, bei denen nur Menschen mit 
dunkler Hautfarbe kontrolliert werden; von „verdachtsun-
abhängigen“ Kontrollen, in deren Verlauf die Betroffenen 
zusammengeschlagen werden. Und von einem Justizsys-
tem, dass den Tätern in Uniform (fast) immer Straffreiheit 
garantiert.

Die rassistische Polizeigewalt ist dabei nicht allein 
mit dem Fehlverhalten einzelner Beamter oder Fehlent-
wicklungen innerhalb der Polizei zu erklären. Ganz im 
Gegenteil fügt sie sich in die Diskriminierung und Aus-
beutung von „Menschen mit Migrationshintergrund“ und 
die europäische Abschottungs- und Abschreckungspolitik 
gegen Migrant_innen ein. Auch wenn sich die Polizisten 
formal illegal verhalten, steht ihre Tat in einer Reihe mit 
jenem staatlichem Rassismus, der in Gesetze gegossen ist: 
Mit der Residenzpflicht, dem Sachleistungsprinzip und 
der Abschiebemaschinerie. Der fehlende Ermittlungseifer 
der Staatsanwaltschaften und der geringe Verurteilungs-
wille der Gerichte ist da kaum verwunderlich. In diesem 
Sinne erscheint rassistische Polizeigewalt wie das zweck-
mäßige Funktionieren einer beschissenen Institution in 
einem beschissenen System.

D ie Sinti und Roma sind eine Minderheit in Deutsch-
land, die wie kaum eine andere Gruppe staatlicher Ver-

folgung und Rassismus ausgesetzt ist. Diese Feindschaft, die 
als „Antiziganismus“ bezeichnet wird, hat in Deutschland 
eine bis ins Mittelalter reichende Tradition. Die damaligen 
Sinti und Roma wurden als „vogelfrei“ erklärt und konnten 
somit ungestraft ermordet werden.

Kaum ein anderer Rassismus ist in der deutschen Ge-
sellschaft so weit verbreitet und akzeptiert, wie der Rassis-
mus gegen Sinti und Roma. Mehr als die Hälfte der deut-
schen Bevölkerung hegt antiziganistische Vorurteile. Viele 
benutzen das Wort „Zigeuner“ ohne Scheu und verbinden 
damit gängige Klischees, die vom angeblichen „Umherzie-
hen“ über ausgeprägte Musikalität bis hin zu „arbeitsscheu“ 
und „kriminell“ reichen. Die mediale Auseinandersetzung 
mit dieser Bevölkerungsgruppe zeigt die vorhandenen Vor-
urteile auf und reproduziert diese. Der Begriff „Bettelroma“ 
ist hierbei nicht weniger rassistisch besetzt, als der Begriff 

„Zigeuner“. Wie bei allen Vorurteilen, ist auch hier zu beto-
nen, dass Antiziganismus seine Wurzeln in der Mehrheitsge-
sellschaft hat, die ihre Vorurteile auf eine Gruppe von Men-
schen, in diesem Fall die Sinti und Roma, projeziert.

Neben der Verfolgung und Ausgrenzung durch große 
Teile der deutschen Bevölkerung, spielt der staatliche Rassis-
mus gegen Sinti und Roma in Deutschland eine besondere 
Rolle. Dieser fand im Nazifaschismus, im Völkermord an ei-
ner halben Million europäischer Sinti und Roma, seinen bis-
herigen Höhepunkt. Nach 1945 ging es mit der staatlichen 
Verfolgung fast nahtlos weiter. Sinti- und Roma-Verbände 
müssen bis heute für die Anerkennung als Verfolgte der NS-
Zeit kämpfen. Entschädigungszahlungen werden nach wie 
vor weitestgehend verweigert. Weiterhin wird die historische 
Verantwortung, die die Bundesrepublik als Nachfolgestaat für 
die Verbrechen trägt, unter den Tisch gekehrt.

Dabei sind die Kontinuitäten erschreckend offensicht-
lich. Ärzte wie Hermann Arnold, die während der NS-Zeit 
nachweislich grausame, oft tödliche Menschenversuche an 
Roma vorgenommen hatten, blieben nicht nur unbehelligt: 
Arnold galt in der Nachkriegszeit auch noch als kompetenter 

„Zigeunerexperte“ und konnte sein von Grund auf rassisti-
sches Menschenbild vom volksschädigenden „Zigeuner“ bis 
in die 1980er Jahre in seinen Publikationen vertreten. An-
dere Funktionäre der Vernichtungsmaschinerie wurden nach 
1945 in den „neuen“ Polizeiapparat und in Behörden und 
Gremien übernommen, ungeachtet der unzähligen Men-
schenleben, die ihre Arbeit gekostet hatte.

Es muss endlich Schluss gemacht werden mit der verbre-
cherischen Verfolgung und Ausgrenzung von Sinti und Roma 
durch den deutschen Staat, Nazis, Alltagsrassisten!

Zum Weiterlesen:

GEWALt. RASSISMUS. POLIZEI.

Webseite der 
Kampagne für Opfer rassis-
tischer Polizeigewalt www.
kop-berlin.de 

Ausstellung 
„Vom Polizeigriff 
zum Übergriff“ 
www.polizeigriff.org

antiziganismus
eine ungebrochene tradition
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romafeindliches frankreich
romafreundliches deutschland?

I n den letzten Wochen wurde die französische Regierung 
von der EU und insbesondere von der deutschen Re-

gierung angeklagt, eine romafeindliche Politik zu betreibt. 
Dass die mörderische Abschiebepraxis der französischen Re-
gierung diesen Namen verdient, steht außer Frage.

Der Tenor – die Botschaft – insbesondere der medi-
alen Aufbereitung dieser Auseinandersetzung in Deutsch-
land, wie auch der offiziellen Regierungspolitik, lautet zur 
Zeit: „Frankreich geht brutal und vor allem ohne gesetz-
liche Legitimation gegen Roma vor, Deutschland ‚zivili-
siert‘“. Zu den Fakten: Aktuell sind bis zu 14.000 Roma 
aus dem Kosovo akut von der Abschiebung durch den 
deutschen Staat bedroht. Die ersten Abschiebungen von 
Roma haben schon stattgefunden. Damit hat der deut-
sche Staat nun seine seit Jahren forcierten Pläne zur Ab-
schiebung aller, in Deutschland lebenden Flüchtlinge aus 
dem Kosovo, insbesondere der Roma mit ungesichertem 
Aufenthaltsstatus durchgesetzt. Eine faktische, „rechtliche 
Grundlage“ für die Massenabschiebungen hat der deut-
sche Staat im April 2009 geschaffen, indem er der neuen 
Kosovo-Regierung ein sogenanntes „Rückübernahmeab-
kommen“ diktierte.

Viele von der Abschiebung bedrohte Roma leben 
seit 10 oder 15 Jahren in Deutschland. Die meisten sind 
in Folge des NATO-Krieges gegen Jugoslawien/Serbien 
1999, unter Beteiligung Deutschlands, aus dem Kosovo 
geflohen, der zur Besetzung des Kosovo durch NATO-
Truppen – darunter auch 4.000-5.000 Bundeswehrsolda-
ten – geführt hat. Im Verlauf und nach dem Krieg wurden 
die Roma unter den Augen der UN-Blauhelm-Truppen 
aus dem Kosovo vertrieben. Auch heute herrscht im Koso-
vo von Seiten der albanischen Regierung und der albani-
schen Bevölkerungsmehrheit eine extrem romafeindliche 
Atmosphäre, die immer wieder zu Pogromen und Überfal-
len auf Roma führt.

Dass sich vor diesem Hintergrund und der langen 
Geschichte der Verfolgung und Diskriminierung, bis hin 
zum staatlich organisierten Völkermord im Nazifaschis-
mus gerade Deutschland und die deutsche Regierung als 
einer der Hauptankläger Frankreichs gebärdet, dem müs-
sen wir entschieden entgegentreten.

In der aktuellen, medialen Darstellung in Deutsch-
land kommen Abschiebungen von Roma aus Deutsch-
land – wenn überhaupt – nur am Rande vor. Hervorgeho-
ben wird, dass diese Abschiebungen völlig „legal“, auf der 
Grundlage geltender Verträge und Abkommen und somit 
auf einer rechtlichen Grundlage stattfinden. Gemeint ist 
das der Kosovo-Regierung diktierte „Rückübernahmeab-
kommen“.

Wie diese Politik des deutschen Staates von Vertreter_innen 
der Roma selbst gesehen und verstanden wird, hat Rudko 
Kwazynski, der Vorsitzende des Europäischen Roma-Fo-
rums in Straßburg, auf den Punkt gebracht. Er bezeichnete, 
nicht zu Letzt aufgrund dieser rücksichtslosen Abschiebe-
politik, die deutsche Regierung als die „romafeindlichste 
Regierung in Europa“ (taz, 16.09.09).

Gerade vor dem Hintergrund des Streits zwischen 
den beiden Abschiebestaaten Deutschland und Frankreich 
ist es zur Zeit besonders wichtig und nötig, dieser Heuche-
lei der deutschen Regierung und Medien etwas entgegen 
zu setzen und die geplante Massenabschiebung von bis zu 
14.000 Roma in den Kosovo in den Mittelpunkt der Dis-
kussion in Deutschland zu stellen. Knüpfen wir an den 
Massenprotesten von mehreren Zehntausenden in vielen 
französischen Städten gegen den Abschiebeterror der fran-
zösischen Regierung an und stellen uns in Deutschland an 
die Seite der Roma, um gemeinsam mit ihnen gegen ihre 
geplante Abschiebung in den Kosovo und den Abschiebe-
terror in Deutschland zu demonstrieren.

Keine Abschiebung von Roma!

Für einen Stopp aller Abschiebungen und  
ein bedingungsloses Bleiberecht!

Siempre Antifascista 2010 
Rechte Strukturen angreifen – ob im Dorf, in der Stadt, Region oder 
sonst wo. Seid kreativ! Aufkleber, Plakate, Flugblätter- Wandbilder 
oder Schablonen, Transparente und Demonstrationen – kein Mensch 
ist vergessen, kein Opfer, keine betroffene Person ist vergeben! 
Erinnert und kämpft  – und immer daran denken: legal, illegal, 
scheissegal!  

Internationaler Gedenktag für die Opfer von Neonazimorden welt-
weit
11. November

Internationale Konferenz „Remembering means Fighting“ 
12.–14. November | Haus der Demokratie und Menschenrechte 
(Greifwalder Straße 4, Berlin)

nea.antifa.de | siempre-antifa.tk | red-skins.de/wrash

* remembering means fighting *

18 Silvio-Meier-Demo 2010

Antifajugendinfo



keep the fire burning …
Über die Aufstände in den französischen Banlieues1 im November 2005

A m 27.10.2005 starben in einem Pariser Vorort der 
17-jährige Zyed und der 15-jährige Bouna, nachdem 

sie sich auf der Flucht vor einer Personalkontrolle durch die 
Polizei in einer Hochspannungseinrichtung versteckten und 
dort einen Stromschlag erlitten. Die Polizist_innen wussten 
von der Gefahr, die vom Versteck der Jugendlichen ausging, 
warnten diese aber trotzdem nicht. Der Tod dieser beiden 
Jungen war der traurige Auftakt für einen Aufstand in den 
Vororten, der bald ganz Frankreich überzog. Über 10.000 
Autos gingen in Flammen auf, es wurden Schulen und Po-
lizeistationen angegriffen. Die Bilder der wütenden Jugend-
lichen, die sich Straßenschlachten mit der Polizei lieferten, 
gingen um die ganze Welt.

Die Aufstände waren nicht nur die Reaktion auf den – 
durch die Polizei verschuldeten- Tod von Zyed und Bouna, 
sondern auch eine Form des stummen Protests, der sich 
keiner Demonstrationen und Flugblätter bediente, sondern 
in welchem sich die Jugendlichen der sozial schwachen Vor-
orte dessen bedienten, was ihnen zur Verfügung stand: Ihre 
Wut auf das System in Widerstand umzuwandeln.

 Die Plattenbauten in den französischen Vorstädten, 
welche Hauptaustragungsorte der Unruhen waren, sind in 
den 70er Jahren gebaut worden und setzen sich heutzutage 
zumeist aus Sozialwohnungen1 zusammen. Es gibt nur we-
nig kulturelle Angebote, die Jugendarbeitslosigkeit liegt in 
einigen Vierteln bei 40 % und die Anbindung an die Innen-
städte ist meist ungenügend. Ein Großteil der dort lebenden 
Menschen hat einen migrantischen Hintergrund, denn in 
Frankreich kam es, ähnlich wie in Deutschland, in den 50er 
und 60er Jahren vermehrt zur Anwerbung von so genannten 
Gastarbeiter_innen. Viele davon stammen aus den nordaf-
rikanischen Staaten oder aber aus den arabischen Ländern. 

Die überwiegend männlichen Jugendlichen, von wel-
chen die Aufstände getragen wurden, eint nicht nur ihre Her-
kunft aus den Vorstädten, sondern vor allem ihre soziale Pers-
pektivlosigkeit: Häufiger als in anderen Bezirken Frankreichs 
schließen die Jugendlichen der Banlieus die Schule ohne Abi-
tur ab, finden keine Arbeitsplätze und werden allein aufgrund 
ihres nicht-weißen Aussehens und ihrer „fremd“ klingenden 
Namen rassistisch diskriminiert. Ihr Leben ist geprägt von der 
Trostlosigkeit eines Viertels, welches sie einerseits hassen, weil 
sie darin gefangen sind, andererseits identifizieren sie sich aber 
auch sehr stark mit „ihren“ Vierteln. Die gemeinsamen (Nega-
tiv-)Erfahrungen schweißen die Jugendlichen zusammen und 
sind so auch Grundlage für die kollektive Wut, die zu den Re-
volten in ganz Frankreich führte. Die Angriffe auf Staatsorga-
ne, wie Bildungseinrichtungen und die Polizei, wurde häufig 
aufgrund dessen, dass sie nicht von einem Forderungskatalog 
begleitet wurden, als „unpolitische“ und „sinnlose“ Gewalt 

dargestellt. Dabei ist es  ist  in erster Linie eine Wut darüber, 
fremdbestimmt zu leben und nicht ernst genommen zu wer-
den. Gerade Schulen symbolisieren für die Jugendlichen den 
französischen Staat mit seiner gescheiterten Sozialpolitik und 
seinem repressivem2 Polizeisystem.

Die Unruhen von 2005 haben nicht wesentlich zu 
einer Verbesserung der Lebenssituation in den Vorstäd-
ten beigetragen. Im Gegenteil: Noch immer kommt es zu 
Straßenschlachten mit der Polizei, auch wenn dies ohne 
die Ausmaße von damals auskommt. Das Sicherheitssys-
tem in den Banlieues hat an Repression zugenommen und 
auch die Medienhetze wurde nur unwesentlich entschärft. 
So forderte der heutige französische Präsident Nicolas Sar-
kozy, die Vorstädte von dem „Gesindel“ zu säubern. 

Doch auch in Deutschland verschlechtert sich die soziale 
Lage in einigen Kiezen. Die „Ghettoisierung“ von Stadtvier-
teln, das heisst, die Verschlechterung der sozialen Verhältnis-
se und Anwachsen von Kriminalität und Armut, wird auch 
in Bezug auf Berliner Bezirke immer wieder hochgeredet 
und gipfelt in privaten Sicherheitsfirmen, die in bestimmten 
Stadtvierteln Streife laufen oder aber der „Task-Force-Ocker-
straße“ in Neukölln als so genannte „soziale Eingreiftruppe“. 
Dabei werden die Ursachen für hohe Arbeitslosigkeit und 
steigende Kriminalität in den Vierteln häufig durch die Her-
kunft oder – wie aktuell in der von Sarrazin angestachelten 
Diskussion über muslimische Einwanderer- durch den kul-
turellen Hintergrund der Bewohner_innen erklärt oder die 
Einwohner_innen des Viertels werden selbst für ihre Lage 
verantwortlich gemacht. Dies verschleiert jedoch, dass die 
Hauptursache die soziale Diskriminierung der Menschen ist, 
die ganz „unten“ in dieser Gesellschaft leben, unabhängig 
von ihrer „ethnischen“ Herkunft oder ihrer Leistungsfähig-
keit in einer kapitalistischen Gesellschaft. 

Fußnoten:

1) Als „Banlieue“ werden in 
Frankreich die Vorstädte  
oder Außenbezirke  
großer Städte bezeichnet.

2) Sozialwohnungen sind, 
im Vergleich zu anderen, 
preiswerte Wohnungen,  
welche Menschen mit  
geringem oder keinem 
Einkommen vom Staat zur 
Verfügung gestellt werden. 

3) Als „repressiv“ wird 
ein einschränkendes oder 
unterdrückendes System 
bezeichnet. 

Zum Weiterlesen:

„Banlieues. Die Zeit  
der Forderungen ist vorbei“
Kollektiv Rage (Hrsg.) 

„Das Janusgesicht des Ghettos 
und andere Essays“
Loic Wacqant (Hrsg.) 
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Wohnungen für alle!
Schluss mit der lagerunterbringung von flüchtlingen!

D er rot-rote Senat hat in den letzten Monaten öffent-
lichkeitswirksam die Residenzpflicht für Asylsuchende 

und geduldete Flüchtlinge zumindest in der Region Berlin-
Brandenburg ausgehöhlt. Flüchtlinge können sich nunmehr 
in der Region frei bewegen und müssen sich seltener bei 
der jeweiligen Ausländerbehörde melden. Bei all den Ein-
schränkungen, die diese Verordnungen noch haben, muss 
dennoch festgehalten werden: Das war ein wichtiger und 
längst überfälliger Schritt, der in allen anderen Bundeslän-
dern noch in weiter Ferne liegt.
 
Flucht ist kein Verbrechen!
Doch nebenbei wurde stillschweigend ein anderes, ebenfalls 
wichtiges Reformbestreben aufgegeben: Die Unterbringung 
von Flüchtlingen in Wohnungen statt in Lagern. Seit 2001 
hat der Senat schrittweise die Verträge mit den privaten 
Betreibern der Gemeinschaftsunterkünfte auslaufen lassen. 
Nur noch die zentrale Erstaufnahme in der Motardstraße 
blieb übrig. Seit 2003 gibt es in Berlin, im Gegensatz zu 
vielen anderen Bundesländern, keinen Lagerzwang mehr – 
das heißt vereinfacht: Wer als Flüchtling eine Wohnung fin-

det, darf aus dem Lager ausziehen. Das hat bisher auch die 
(ganz) überwiegende Mehrheit der Flüchtlinge getan, seit 
einiger Zeit ist jedoch eine Trendwende zu beobachten.

Nach Angaben des Landesamtes für Gesundheit und 
Soziales konnten 2009 nur noch 44 Prozent der Asylbewer-
ber_innen nach Auszug aus der Erstaufnahmestelle in eine 
Wohnung ziehen  – zwei Jahre zuvor waren es noch rund 
70 Prozent. Mittlerweile werden die Flüchtlinge wieder in 
maroden Plattenbauten oder Containerunterkünften unter-
gebracht, die abseits vom Zentrum in Industriegebieten lie-
gen. Privatsphäre gibt es nicht, sexualisierte Übergriffe sind 
keine Seltenheit, Wohnraum und Sanitäranlagen müssen mit 
vielen anderen Bewohner_innen geteilt werden. Allzu leicht 
findet der Senat neue Möglichkeiten, Flüchtlinge wieder in 
Lager zu stecken. So wurden 100 Menschen in einem herun-
tergekommenen Plattenbau in Marzahn-Hellersdorf gemein-
sam mit deutschen Obdachlosen untergebracht. Neu ist die 
gemeinsame Unterbringung zweier an den Rand der Gesell-
schaft gedrängter Gruppen nicht, die Tendenz ist jedoch stei-
gend. Der Staat zahlt, also entscheidet auch der Staat über die 
Unterbringung der sogenannten „Leistungsbezieher_innen“.

txt: Bündnis gegen Lager 
Berlin/Brandenburg

www.residenzpflicht.info 
chipini.blogsport.de

 

Fußnoten:
1) Die Mietobergrenze ist der 
Betrag, den die Ämter bereit 

sind, maximal für die Wohnun-
gen für Bezieher_innen von 

Sozialleistungen auszugeben.

2) Mieter_innen einer 
Wohnung müssen meist eine 

Art Pfand in der Höhe von 
drei Mieten beim Einzug 

hinterlegen. 
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Verantwortlich für die neue Situation macht der Senat die 
steigenden Mieten auf dem Berliner Wohnungsmarkt  – 
Wohnungen für kleine Familien oder alleinstehende Men-
schen zu Preisen zu finden, die das Sozialamt übernimmt, 
sei sehr viel schwieriger geworden. Stattdessen wird jetzt 
wieder in Heime investiert. Dass diese viel teurer sind, als 
private Wohnungen, spielt dabei keine Rolle. Von diesen 
Unterkünften profitieren nur die Betreiber_innen. Meist 
sind das Wohlfahrtsverbände, die diese „lästige“ Aufgabe für 
den Staat übernehmen. In Berlin konkret das Diakonische 
Werk, die Arbeiterwohlfahrt (AWO), der Internationale 
Bund für Sozialarbeit, Hausverwaltungen, wie die DIMO 
Wehner GbR, Hostelbetreiber, wie „urban social“, sowie du-
biose Firmen, wie Invest Plan GmbH.

kein verstecken hinter der bürokratie
In Berlin sind die Wohnungen teurer geworden, soweit so 
schlecht. Unabhängig von der Diskussion, inwieweit das 
Mietspiegel-Problem in Berlin hausgemacht ist, muss es den-
noch einen konstruktiven Umgang mit der aktuellen Situati-
on geben: Wenn die Mieten steigen, dann müssen eben auch 
die Mietobergrenzen1 an die Preisentwicklung angepasst wer-
den. Für Asylsuchende – wie übrigens auch für Empfänger_
innen von Hartz-IV – gelten Mietobergrenzen, die seit 2005 
nicht mehr nennenswert erhöht worden sind. Aber das ist 
nicht das einzige Problem: Oftmals scheitert die Anmietung 
einer privaten Wohnung an der Kaution2. Die Flüchtlinge 
haben, auch aufgrund des geltenden Arbeitsverbots, einfach 
nicht das Geld dafür. Trotzdem sind die Sozialämter – anders 
als bei Beziehern von Hartz-IV – nicht bereit, die Kautionen 
zu übernehmen. Unverständlich auch, da die Sätze nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz ohnehin noch weit unterhalb 
von Hartz-IV liegen. Was die Unterbringung von Flücht-
lingen, immerhin viele tausende Menschen, allein in Berlin-
Brandenburg, in Heimen statt in Wohnungen für ihren All-
tag bedeutet, könnt ihr euch sicher vorstellen. Eine gewisse 
Normalität oder ein Leben, das nicht nur in der Warteschleife 
hängen bleibt, kann sich nicht entwickeln. Verantwortlich für 
diese rassistische Politik ist die Sozialsenatorin Carola Bluhm 
(Linkspartei). Wir werden Frau Bluhm an ihrem Amtssitz in 
der Oranienstraße 106 mit einer Demo besuchen und ihr laut 
und deutlich unsere Forderungen mitteilen.

Der regierende Bürgermeister spricht von sozialer und 
kultureller Integration: Wenn tatsächlich die politischen 
Prioritäten so verteilt wären, dann würden wir uns hier 
nicht mehr über Sammelunterkünfte und Arbeitsverbote 
beschweren, sondern könnten endlich über die aktive Ge-
staltung unserer Gesellschaft durch ALLE ihre derzeitigen 
Mitglieder diskutieren. Erst wenn wir beispielsweise über 

ein Wahlrecht für hier dauerhaft lebende Flüchtlinge reden, 
wird es spannend. Die Wohnungen sind ein erster Schritt. 
Gerade weil wir mehr wollen, müssen wir die kleinen 
Schritte mit entsprechender Vehemenz durchsetzen. 

Keine neuen Lager in Berlin, 
Schließung aller bestehenden Lager!

21

demonstration – innere und äuSSere grenzen einreiSSen
16. November | 14 Uhr | Checkpoint Charly

* DATES *

Überlegt euch eine Message, ein Motiv oder einen witzigen Spruch, 
mit dem ihr euch an der Demo beteiligen wollt und der euer Anliegen 
verdeutlicht. Meistens werden Transparente am Computer mit Bild-
bearbeitungsprogrammen entworfen. Die kostenfreien Versionen 
von Gimp (zur Bearbeitung von Bildern) und das Programm Scribus 
(zum einbetten von Schriften) haben für jede_n etwas dabei und 
sind einfach zu bedienen. Im Netz finden sich zahlreiche Tutorials 
zu dessen Bedienung und die Programme können dort herunterge-
laden werden. Ansonsten gibt es immer noch die Möglichkeit, die 
Transparente per Hand oder mit Sprühdosen zu malen. Um die Vor-
lage, die ihr auf dem Computer entworfen habt, auf das Transparent 
zu bringen, könnt ihr entweder einen Beamer benutzen oder das 
Motiv auf Folie drucken und mit einem Polylux-Projektor auf den 
Stoff projezieren. Diese können z.B in Schulen oder Jugendclubs 
(fragt einfach mal nach) ausgeliehen werden. Dann muss das Ganze 
nur noch gemalt werden, trocknen und auf gehts zur Aktion. Preis-
werte Stoffe in den unterschiedlichsten Farben gibt es auf Märkten.

13. November | ab 14 Uhr
Schreinerstr. 47 | U-Bhf. SamariterstraSSe

* malt eigene transparente! *
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nazis und andere idioten in berlin
eine bestandsaufnahme

R ache für Rudolf Heß“ stand Mitte August auf der Jalou-
sie des „Grünen“-Parteibüros in Neukölln. Im Volkspark 

Friedrichshain wurde ein dunkelhäutiger Jugendlicher mit 
Schreckschusspistole ins Gesicht geschossen. Ende Septem-
ber pilgerten Hunderte mit Glatze und Springerstiefel zu 
einem Rechtsrockkonzert kurz hinter der Stadtgrenze. Es 
gibt gibt sie noch, Nazis. Vom schwarz vermummten „Na-
tionalen Sozialisten“, über grauen Nadelstreifenanzug, von 
NPD und PRO bis hin zu ausgeblichenen Jeansklamotten 
als Klischeebild der Neunziger Jahre.

Freie Kräfte/Autonome Nationalisten (AN)
Vor fünf Jahren wurden die „Kameradschaft Tor“ und die 
BASO verboten. Die beiden Gruppierungen waren bis dato 
überaus aktiv. Von Briefkastenwerbung gegen Migrant_in-
nen, Naziaufmärschen und immer wieder Angriffen auf alter-
native Jugendliche und Menschen aus, von Nazis verabscheu-
ten, Minderheiten. Vielen von ihnen blieb nur noch Gewalt 
und damit später dann Knast oder ähnliches. Die Lücke, fern 
von der NPD, wurde nur schwer wieder gefüllt. Der „Front-
bann 24“ wurde nach kurzem Auftritt in Reih und Glied mit 
SA-Kostüm auch verboten. Der letzte Höhenflug entstand 
aus einem weiß-zusammengewürfelten Freundeskreis, den 

„Freien Nationalisten Mitte“. Anfangs hielten sie selbstgemal-
te Transparente hoch, dann bestand ihr Tagesgeschäft darin, 
Linke zu verfolgen und Schaufenster von Wohnprojekten 
und Kneipen einzuwerfen. Nachdem auch auf sie durch die 
Antifa aufmerksam gemacht wurde, lösten sie sich auf, um 
einem Verbot zuvorzukommen. Aber auch ohne festen Grup-
pennamen gibt es Nazis zu Hauf. 

 Sie bestücken Aufmärsche und falls diese verboten 
werden, Spontis in und um Berlin, plakatieren, randalie-
ren und – wie immer – greifen sie andere Personen an. 
Lichtenberg ist nun auch nicht mehr der einzige Ort, um 
sie anzutreffen. Selbst bis zum Wedding hin oder Lich-
terfelde haben sie sich dezentralisiert. Bei gleichbleiben-
der Anzahl sind die meisten nur kurzzeitig bis zur ersten, 
ernsthaften Gerichtsverhandlung wegen Körperverletzung 
oder ähnlichem aktiv. Trotzdem bleiben die „Freien Kräfte“ 
und „Autonomen Nationalisten“ auch fern von Organisa-
tionen unberechenbar gefährlich.

NPD
Wie auch in den letzten Jahren, ist in Berlin die Zusam-
menarbeit zwischen „Freien Kräften“ und NPD vorbild-
lich. Mittlerweile ist Sebastian Schmitdke, einst nur Kader 
der „Freien Kräfte“, in den Landesvorstand eingezogen. 
Auch die Demonstration am 1. Mai oder die Unterstüt-
zung der NPD in der BVV Treptow für die Stammknei-

pe der „Freien Kräfte“, „Zum Henker“ in Schöneweide, 
zeigen eindeutig die Verflechtung von Partei und anderen 
Nazischlägern.

Die geplante Fusion von NPD und DVU ist noch 
nicht durchgeführt. Doch zeigt sich in den Berliner BVVs, 
dass der „Fachkräftemangel“ mit ehemaligen DVU-Mitglie-
dern aufgefüllt wird und z.B. der DVUler Faust als Redner 
beim NPD-Konzert ausgeholfen hat. Natürlich ist klar, dass 
Berlin durch Bundeszentrale, als Wohnort des Bundesvor-
sitzenden und durch Vertreter_innen in vier BVVs, für die 
NPD ein große Rolle spielt. Trotzdem waren ihre Aktivitä-
ten in den letzten Monaten eher schwach und wären ohne 
Unterstützung der „freien Kräfte“ undenkbar gewesen. Ihre 
Versuche, durch öffentliche Veranstaltungen und kulturel-
len Programmen bei der Bevölkerung anzudocken, schei-
terten. So waren die zwei Saalveranstaltung in Neukölln 
eher ein Zusammentreffen schon etablierter Strukturen und 
auch das Konzert in Schöneweide konnte durch seinen ab-
gelegenen Ort und die kryptischen Vortreffpunkte keinerlei 
Außenwirkung entfalten, geschweige denn, potenzielle Mit-
glieder und Sympathisanten erreichen.

Trotzdem müssen wir bei den im nächsten Jahr statt-
findenden Senatswahlen davon ausgehen, dass auch die 
NPD sich am Wahlkampf beteiligen und diesen für die 
eigene Propaganda nutzen wird. 

RECHTSROCK
Abschliessend gibt es noch eine nahezu unendliche Liste von 
Nazibands. Musikalisch eher makelbehaftet, ist das eigent-
lich Kriterium für Erfolg, ein Verbot. Es scheint so, als sei 
das Chartregal für Nazis unterm Ladentisch zu finden. Mit 
den Restbestände des verbotenen Netzwerkes „Blood & Ho-
nour“, gibt es in ländlichen Regionen fast jedes Wochenende, 
in verstecken Scheunen, Konzerte. Mangels Räumlichkeiten 
und aufgrund von Protesten dagegen, hat sich in Berlin noch 
kein Markt für Nazilivemusik etabliert. So weichen die An-
sässigen auf rein kommerzielle Unterhaltung aus. Hardcore 
beklagt sich schon lange über ein Nazipublikum. 

Zusammenfassend ist zu sagen, dass bei den Nazis 
in Berlin keines der Konzepte richtig aufgegangen ist. Die 

„Autonomen“ sind nicht autonom und die Partei ist weder 
bürgernah, noch seriös .Trotzdem sind sie existent und 
nur, weil sie sich bei der Anwerbung von Gleichgesinnten 
besonders dumm anstellen, heisst es nicht, dass es in Ber-
lin nicht ein erhebliches Potential gibt, welches die verach-
tende Ideologie der organisierten Nazis teilt.

Keinen Fussbreit den Faschisten und Rassisten!
Antifa heisst Angriff!
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thor-steinar will hier keinar!
zwei jahre tromsØ – zwei jahre zu viel

V or nun schon fast zwei Jahren eröffnete der 
„ThorSteinar“-Flagshipstore in der Petersburger Stra-

ße in Friedrichshain. In dem Haus befand sich früher der 
SA-Stützpunkt für den Bezirk. Von hier aus zogen Schlä-
gertrupps los und später diente es auch als Folterkeller 
der Nazis. Dies und der Standort im alternativ geltenden 
Bezirk sorgten zur Ladeneröffnung für viel Empörung. 
In den ersten Monaten kam es zu mannigfaltigen Aktio-
nen, Demos, Verschönerungen durch Farbbomben, Bür-
gervernetzung und Podiumsdiskussionen. Das führte dazu, 
dass der Laden heute erst nach Klingeln geöffnet wird und 
das Schaufenster fast völlig verbarrikadiert ist. Viel wichti-
ger: Es gibt nur noch wenige im Friedrichshain, die nicht 
wissen, dass Thor Steinar nicht nur eine Marke ist, die ger-
ne von Nazis getragen wird, sondern vielmehr auch explizit 
rechte Symbolik verwendet und dadurch selbst zu einem 
rechten Symbol geworden ist. Die Beispiele sind unzählig, 
ob es die Angreifer des alternativen Jugendlichen waren, 
der an der Frankfurter Allee fast tot geprügelt wurde, oder 
das rechtsoffene Publikum auf der Biermeile, welches mit 
Thor-Steinar-Kleidung seinem rassistischen Gegröle den 
letzten Schliff verleiht. Denn dort, wo Nazis sind, da tra-
gen sie auch Thor-Steinar.
 
juristisches geplänkel
Dass Thor-Steinar, allgemein bekannt, rechts ist, hat nun 
auch der Bundesgerichtshof gemerkt und in zwei Fällen ent-
schieden, dass Thor-Steinar Läden geräumt werden müssen.  
Das höchste Gericht urteilte, dass der Mieter verpflichtet 
ist, anzugeben, welche Bekleidungsmarke er verkauft. Dies 
gilt auch, wenn die_der Vermieter_in es nicht explizit fragt. 
Da  – und jetzt kommts – Thor-Steinar in der Öffentlich-
keit als rechte Marke bekannt geworden ist und dies auch 
der_den Vermieter_in zu Lasten gelegt werden kann.

Was heißt das praktisch? Die Kampagnen gegen 
die Naziläden haben es geschafft, durch ihre Arbeit und 
Aufklärung Thor Steinar und vor allem die Hintergründe 
der Marke bekannt zu machen. Der öffentliche Druck ge-
gen die Marke ist groß. Man muss weiterhin öffentlichen 
Druck herstellen, auch in Friedrichshain, da die erste Ge-
richtsverhandlung im Dezember stattfindet. Durch brei-
ten Protest auf allen Ebenen muss entlarvt werden, dass 
Thor-Steinar nicht einfach „nur“ eine Marke ist, sondern 
ein Zugehörigkeitszeichen und ein politischer Ausdruck 
der Nazis. 

Wir wollen keinen zweiten Geburtstag für den Tromsö!

Ausstellung „Hass vernichtet“
16. November | 18 Uhr | Mieterladen Kreutziger Straße 23

diskussion „wie weiter gegen den tromsØ?“
16. November |20 Uhr | Mieterladen Kreutziger Straße 23

* DATES *
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Rechtspopulismus in Berlin
Neugründungen der Parteien „Die Freiheit“ und „Pro Berlin“

G leich zwei neue Parteien am rechten Rand wollen zur 
Abgeordnetenhauswahl 2011 in Berlin mit Rassismus 

als Kernthema punkten. Ihr populäres Konzept: einfache, 
autoritäre und rassistische Antworten auf komplexe Fragen 
des Zusammenlebens. 

Rechtspopulist_innen richten sich an diejenigen, die 
sich durch die bestehende gesellschaftliche und wirtschaftli-
che Ordnung benachteiligt fühlen und schüren deren Miss-
trauen und Ängste noch mehr. Dabei wird undifferenziert 
gegen alle etablierten Institutionen, Parteien, „die da oben“ 
aber auch „Fremde“ gewettert. Ein emotional aufgeladenes 
Freund-Feind-Weltbild verschafft eine komfortable Position, 
aus der komplexe Probleme parolenhaft beantwortet wer-
den können. Statt an Veränderung, ist man an Anprangern, 
Aufputschen und Verschärfen von Vorurteilen interessiert. 
Einprägsame, stupide Lösungsvorschläge lassen praktische 
Realisierbarkeit bewusst außer acht. Ziel ist es, die wachsen-
de Unzufriedenheit für sich zu benutzen und sich als An-
wält_in des „wahren Volkes“ aufzuspielen. 

Rechtspopulismus ist in großen Teilen Europas gera-
de wieder in Mode. In Österreich, in Ungarn, in den Nie-
derlanden, aber auch in Dänemark und Schweden sind 
Rechtspopulisten mehr oder weniger an der Regierung be-
teiligt. In Deutschland hat die CDU bisher rechtspopulisti-
sche Themen als „Volkspartei“ ausreichend besetzen können, 
was sie auch aktuell immer mal wieder unter Beweis stellt. 

Kernthema deutscher Rechtspopulist_innen ist die pauscha-
le Ausgrenzung des Islam und der Muslim_innen . Um dem 
Schwarz/Weiß-Denken zu entsprechen, wird eine christ-
lich-abendländische Kultur (was auch immer das sein soll) 
als besonders „fortschrittlich“ und „positiv“, gegen einen 

„vormodern-gewalttätigen“ und „negativen“ Islam in Stel-
lung gebracht. Anknüpfungspunkt findet diese Argumen-
tation in einer Öffentlichkeit, die durch die Berichterstat-
tungen zu islamistisch motivierten Terroranschlägen und 
zu frauenfeindlichen Praktiken in bestimmten Regionen 
sowieso ein negatives Bild vom Islam entwickelt hat. Alle 
halbwegs informierten Menschen merken, wie einseitig die-
ses Weltbild ist und was alles ausgeblendet werden muss, um 
das Deutschland der Gegenwart, das hier vorherrschende 
Frauenbild und die als „normal“ akzeptierten Gewaltver-
hältnisse im kapitalistischen Normalzustand als grundsätz-
lich „positiv“ zu verteidigen. Grusel … Wer sich die aktu-
ellen Äußerungen der CDU-FDP Regierungskoalition oder 
solcher Personen, wie Sarrazin, anschaut, muss bezweifeln, 
dass Rechtspopulist_innen mit ihrer Islamfeindlichkeit al-
lein dastehen. 

Einblick in ihre strukturen
Doch was ist von den neuen Parteien „Pro Berlin“ und 

„Freiheit“ zu erwarten? Pro Berlin ist als Landesverband der 
sogennanten „Bürgerbewegung Pro Deutschland“ im Juni 

Zum weiter lesen:

Artikelreihe zu 
Anti-Muslimischem 

Rassismus, in 
„Berliner Zustände 2009“ 

(mbr-berlin.de), 

in der Antirassistischen 
Zeitung Nr. 56 (zag-berlin.de) 

sowie im Monitor Juni 2010 
(apabiz.de)

Weitere Informationen:
rechtspopulismusstoppen.

blogsport.de
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von knapp zehn Mitgliedern gegründet worden. Die Draht-
zieher kommen aus Köln, wo die Pro-Bewegung bereits im 
Stadtrat sitzt und „Anti-Islamisierungs-Kongresse“ abge-
halten hat. Kaum gegründet, haben sie im Juli mit einem 
großkotzig angekündigten Bundesparteitag im Schöneber-
ger Rathaus, mit knapp 50 TeilnehmerInnen gegen 2.000 
Demonstrant_innen, eine Bauchlandung hingelegt. Aber 
immerhin: Durch den Geldgeber Patrick Brinkmann hat 
Pro Deutschland für den Wahlkampf mehrere hunderttau-
send Euro zur Verfügung. Mit ihrem neuen Büro in einem 
Plattenbau in Marzahn haben sie gezeigt, dass sie trotz gro-
ßem Widerstand eine kleine, arbeitsfähige Struktur aufbau-
en können. Seit einer „Sarrazin-Solidaritäts-Kundgebung“ 
am Breitscheidplatz, Anfang Oktober, versuchen sie immer 
wieder mit spontanen Kundgebungen und kleinen Veran-
staltungen in die Medien zu kommen. Das Wahlprogramm 
enthält den bekannten Kanon antimuslimischer und anti-
migrantischer Slogans von „Überfremdung“ über die „Isla-
misierung Europas“ bis zu „No-Go-Areas für Deutsche“. Es 
wird die Abschiebung von „Scheinasylanten“ und „krimi-
nellen Ausländern“ gefordert, von „osteuropäischen Banden 
und multi-kulturellen Jugendgangs“ auf Berliner Straßen 
geredet und zum Rückbau von Moscheen aufgerufen. Man 
gibt sich als Freund_innen der Demokratie aus, die „jeder 
Form von politischem Extremismus eine scharfe Absage“ 
erteilen, kann sich aber selbst schwer von eigenen Neonazi-
Hintergründen distanzieren. Für 2011 hat Pro jetzt schon 
einen großen Kongress unter dem Slogan „Berlin – eine 
christliche Stadt“ in Aussicht gestellt. Falls das Personal 
von Pro-Berlin durchhält und neue dazustoßen, ist es nicht 
undenkbar, dass sie mit hohem Propaganda-Aufwand Wäh-
ler_innen auf NPD-Niveau (knapp 2 %) erreichen.

„Die Freiheit“ ist von dem Ex-CDUler Rene Stadtke-
witz aus Pankow gegründet worden. Dieser hetzt seit Jahren 
gegen die Moschee in Heinersdorf, ist bei der islamfeind-
lichen Organisation Pax Europa und hat im Oktober den 
niederländischen Rechten Geert Wilders nach Berlin ein-
geladen. Außerdem im Team ist Aaron König, der früher 
bei der Piratenpartei war (hier ersparen wir uns einen Kom-
mentar). Die Themen der Stadtkewitz-Partei sind mit Bür-
gerbeteiligung, Zuwanderung und Strafverschärfung etwas 
vielfältiger. Stadtkewitz ist, anders als Pro Berlin, frei vom 
extrem rechten Hintergrund und distanziert sich sogar von 
der NPD und Pro. Von ihm ist ein etwas argumentativerer 
Wahlkampf zu erwarten, obgleich ihm das Charisma zur po-
pulistischen Führungspersönlichkeit fehlt. 

Im Zweifel, so die Erfahrungen mit den anderen 
extrem rechten Parteien NPD, DVU und Republikanern, 
spielt das Charisma oder die Inkompetenz der Kandidat_

innen eine untergeordnete Rolle bei der Entscheidung an 
der Wahlurne. Es wird maßgeblich sein, mit welcher Ent-
schlossenheit sich Initiativen der rassistischen Stimmungs-
mache insgesamt entgegen stellen. Nicht totschweigen 
wird weiter helfen, sondern die Parolen müssen deutlich 
markiert werden: als Kampfansage an eine Stadt, die von 
Einwanderung und der vielfältigen Beteiligung geprägt ist. 
Die einfachen Argumentationsmuster sind in vielen Teilen 
der Gesellschaft beliebt – umso wichtiger ist es, mit Ge-
genargumenten präsent zu sein.

„Der politische Extremismus lehnt den demokratischen Verfassungsstaat 
ab und will ihn beseitigen. Alle Varianten des Extremismus negieren 
demzufolge Pluralität der Interessen, Mehrparteiensysteme und Recht 
auf Opposition.“ Eckhard Jesse

Der Extremismus-Begriff geht vom derzeitigen politischen System als 
„Mitte“ aus und steckt alle davon abweichenden Vorstellungen in eine 
Schublade. Würden wir beispielsweise gerade in einer Monarchie leben, 
wären Menschen, die diese ablehnen würden, Extremisten. Heute sind 
jedoch diejenigen Extremisten, die wieder einen König haben wollen, da 
sie den “demokratischen Verfassungsstaat” ablehnen.

Die Extremismustheorie ist also lediglich ein Mittel des Staates, politi-
sche Gegner_innen und ihre gesellschaftlichen Alternativen zu bekämp-
fen, sowie ihre Inhalte zu diffamieren. So werden Linke und Nazis von 
der BILD-Zeitung bis zur „Bundeszentrale für politische Bildung“ als 

„Chaoten“ oder „Extremisten“ gleichgesetzt, obwohl jeder denkende 
Mensch in der Lage sein sollte, den Unterschied zwischen einem Angriff 
auf ein Asylbewerber_innenheim und einem Angriff auf einen Naziladen 
zu erkennen. Vorläufer der Extremismus-, war die Totalitarismustheorie, 
die die sozialistischen Staaten mit dem Faschismus gleichsetzte. Damit 
sollten diese Staaten und die Linken innerhalb der BRD dämonisiert 
werden. Auch heute wird mittels Gerede über „die zwei deutschen Dik-
taturen“ Nazideutschland verharmlost.

Die inhaltslose Einteilung in „gute Demokrat_innen“ und „böse Ext-
remist_innen“ ermöglicht es bürgerlichen Politiker_innen außerdem, 
sich als demokratische Gegenspieler_innen der prügelnden Nazis auf-
zuspielen, während sie die Parole „Ausländer raus!“ durch Abschiebun-
gen praktisch umsetzen. Der Extremismus-Begriff dient also nicht nur 
dazu, politische Gegner_innen anzugreifen, sondern auch die inhaltli-
che und praktische Nähe zu bestimmten “Extremisten“, nämlich den 
Nazis, zu verschleiern.

Jugendantifa berlin

* zum extremismusbegriff*
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Staat. Repression. Pressehetze.
Die Hofberichterstatter eines Innensenators

S eit Monaten diffamieren etablierte Politiker_innen und 
Medien linke Gruppen und Projekte in Berlin. Gerade 

gegen besetzte Häuser und die linksautonome Szene wird 
massiv Stimmung gemacht.
 
Wie kommt es konkret dazu? 
Diese Hetze wird unter anderem durch den „Verein Berlin 
Polizeireporter“ vorangetrieben. Dabei handelt es sich um 
eine Lobby-Gruppe aus Reporter_innen, die sich regelmä-
ßig mit hochkarätigen Personen aus Polizei und Politik trifft. 
Den Reporter_innen wird im Dialog vermittelt, was in den 

nächsten Wochen die Schwerpunkt-Arbeit des Innensena-
tors und der Berliner Polizei sein wird. Mit der Versicherung 
seitens der Reporter_innen darüber (wohlwollend) zu be-
richten, verbindet sich im Austausch die Gewissheit, schnell 

Informationen durch die Polizei zu bekommen. Diese sind 
dann natürlich gefiltert, unhinterfragt und meinungsbildend.  
Heraus kommt dabei, dass Personen, die von der Polizei 
bezichtigt werden, Straftaten begangen zu haben, durch 
die Medien vorverurteilt werden. Nicht selten ist es sogar 
so, dass schon bei der Festnahme von Verdächtigten und bei 
Durchsuchungen Polizeireporter_innen hinzugezogen wer-
den. Festzuhalten bleibt, dass Medien und Politik sich selbst 
das Drehbuch für Aktionen gegen die linke Szene in Berlin 
schreiben – aus politischer Überzeugung und Profitgier!

Und wie äuSSert sich diese Hetze?
Bei der wochenlangen Pressehetze gegen linke Hausprojekte 
in Berlin-Friedrichshain oder bei der so genannten „Hassbren-
ner-Debatte“ wurde schnell ersichtlich, wie diese Machen-
schaften genau funktionieren. Nach einer wochenlangen Pres-
sehetze gegen die Anmelderin der letzten Silvio-Meier-Demo, 
versuchten Neonazis ihr Auto anzuzünden. Bei mehreren 
Hausprojekten, die sich wochenlang Verleumdungen durch 
die Presse ausgesetzt sahen („Räumt die linken Terrornester!“) – 
warfen Neonazis später die Scheiben ein oder versuchten Per-
sonen anzugreifen. Ende Oktober diesen Jahres nahm diese 
Angriffswelle unahnbare Dimensionen an. Auf den Infoladen 
M99 in Berlin Kreuzberg wurde ein Brandanschlag verübt.  
Nicht selten also gibt es im Anschluss daran auch Angriffe 
von Neonazis auf diese Projekte. Derartige Anschläge pas-
sieren nicht einfach so. Sie gehen mit medialer Hetze 
und staatlicher Repression gegen linke Strukturen einher. 
Neonazis nehmen diese Propaganda zum Anlass, militant 
gegen Linke zu agieren. Sie sind dann am aktivsten, wenn 
sie sich als „Vollstrecker eines Volkswillens“ begreifen.  
Zusammenfassend kann gesagt werden, dass die massive 
Hetze durch Innensenat, Parteien und Medien Nährbo-
den für die Neonazi-Bedrohung ist – auch in Berlin!

Unsere Antwort: Antifa und Antikapitalismus!
Die Ursachen für Augrenzung, Unterdrückungsmecha-
nismen und Faschismus sind im Kapitalismus angelegt, 
da dieses System darauf basiert, dass Menschen nach Un-
gleichwertigkeiten eingeteilt werden. Der Kampf gegen 
den Faschismus muss demnach immer auch ein Kampf 
gegen seine Ursachen sein und bedeutet zwangsläufig 
eine Konfrontation mit den bestehenden Verhältnissen.  
Unser Ziel ist eine befreite Gesellschaft, in der alle Verhält-
nisse umgeworfen werden „unter denen der Mensch ein un-
terdrücktes, verächtliches, geknechtetes Wesen ist“ (Marx).

Raus auf die Strassen! 
Gegen Medienhetze, Polizei, Staat, Nazis und Repression!

txt:
Antifaschistische Linke Berlin

(ALB)
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Schlacht um die Mainzer Strasse
20 Jahre – Nichts ist vergessen!

D er Bezirk Friedrichshain ist einer der Berliner Innenstadt-
bezirke, dessen Bevölkerungszusammensetzung sich in 

den letzten Jahren stark verändert hat. Menschen mit gerin-
gem Einkommen wurden durch stetige Mieterhöhung und 

„Aufwertung des Wohnumfeldes“ durch teure Cafés und Bou-
tiquen aus ihren Wohnungen vertrieben und sind in billigere 
Bezirke am Stadtrand gezogen. Alternative Hausprojekte, be-
setzte Häuser und andere Orte, die versuchen, sich dem ka-
pitalistischen Verwertungszwang temporär zu entziehen, sind 

mehr und mehr räumungsbedroht und sehen sich ständigen 
Angriffen von Polizei, Politik und Medien ausgesetzt. Wo einst 
ganze Strassenzüge besetzt waren und Punks und Autonome 
das Strassenbild dominierten, sind heute nur noch trendige 
Szenestudent_innen und protzige Yuppies anzutreffen.

Diese Entwicklung ist nicht von heuten auf morgen 
vom Himmel gefallen, sondern läuft schon seit 20 Jahren. Ih-
ren Anfangspunkt nahm sie am 12., 13. und 14. November 
1990 mit einer der brutalsten Polizeieinsätze und heftigsten 
Strassenschlachten in der Geschichte der BRD: Der Schlacht 
um die Mainzer Strasse. 

hausbesetzungen nach der wende
In den letzten Tagen der DDR entwickelte sich in Ost-
Berlin eine bunte und grosse Hausbesetzterbewegung. 
Hunderte Häuser in Mitte, Prenzlauer Berg und eben 
Friedrichshain wurden besetzt. Häuser ,die leerstanden, 
weil deren Bewohner_innen sich im Taumel der Wieder-
vereinigung in den „goldenen Westen“ aufgemacht hatten, 
um dort ihr Glück und ihre Freiheit auf dem kapitalisti-
schen Arbeitsmarkt zu suchen. Ganze Strassenzüge wurden 

besetzt und es entwickelte sich eine bunte Gegenkultur, in 
der neue Lebensformen ausprobiert wurden. Etwas naiv 
freuten sich die Freaks, Künstler_innen, Anarchos und Au-
tonomen darüber, endlich die lästige und spiessige DDR 
los zu sein und mal so richtig „frei“ und „wild“ draufloszu-
leben. Es war eine aufregende Zeit, in der es so aus sah, als 
ob viel möglich sei. Die alten Machthaber hatten gerade 
abgedankt und die neuen waren noch nicht so richtig an-
gekommen. Das sollte jedoch leider nicht lange so bleiben. 
Der Traum von Utopie und Selbstbestimmtung war am 
14. November erstmal vorbei. Denn mit der „Wiederver-

txt: [arab] 
Antifaschistische  
Revolutionäre Aktion Berlin
arab.antifa.de
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einigung“ traten die Gebiete der ehemaligen DDR dem 
deutschen Staat und seiner Eigentumsordnung bei. Eine 
Eigentumsordnung, in dem die Freiheit aller, mit ihrem 
Besitz so viel Profit zu machen, wie es Bock macht (oder 
der Markt hergibt), das höchste Gut ist und mit allen Mit-
teln der (staatlichen) Gewalt verteidigt wird.

Das haben die Bewohner_innen der Mainzer Strasse 
am 14. November am eigenen Körper zu spüren bekom-
men. Dutzende, zum Teil schwer Verletzte produzierten die 
400 Riot-Cops, die am Morgen des 14. November began-
nen, die Mainzer Strasse zu umstellen und mit Räumung-
panzern die aufgebauten Barrikaden zu durchbrechen. In 
den Wochen zuvor hatte es starke politische Auseinander-
setzungen um die Häuser in der Mainzer Strasse gegeben. 
Grosse Teile der Bevölkerung im Friedrichshain solidari-
sierten sich mit den räumungsbedrohten „Chaoten“ in der 
Mainzer Strasse. Selbst der Bezirksbürgermeister setzte sich 
für die Bewohner_innen ein. Mit einer Menschenkette 
versuchte er, die Polizei von der Räumung abzuhalten und 
wurde mit dem Wasserwerfer weggespritzt. Die Bewoh-
ner_innen hatten sich auf die bevorstehende Räumung gut 
vorbereitet. Mit einem extra dafür geklauten Bagger wur-
den Gräben ausgehoben und meterhohe Barrikaden gebaut. 
Auf den Dächern wurden Steine und Molotow-Cocktails 
gebunkert, um sich gegen den Angriff der Polizei vertei-
digen zu können. Sie wollten ihre Häuser nicht kampflos 
hergeben. Mehrere Stunden dauerte die Schlacht um die 
Mainzer Strasse. Für den unerwartet harten Widerstand 
rächte sich die Berliner Polizei, indem sie dutzende der über 
100 Verhafteten brutal zusammenschlug und misshandel-
te. Die Schlacht um die Mainzer Strasse und die heftigen 
Proteste der (Ost-)Berliner Bevölkerung gegen das brutale 
Vorgehen der Polizei und die Räumung führten dazu, dass 
zwei Tage später die Rot-Grüne-Regierung in Berlin wegen 
der Räumung auseinanderbrach.

Mit der brutalen Räumung der Mainzer Strasse meldete 
das deutsche Kapital seinen Besitzanspruch auf die Berliner 
Innenstadt an, um sich daran zu machen, uns den Potsda-
mer Platz, Mediaspree, der O2-World und eben den Mieten 
im Simon-Dach-Kiez zu beglücken. Denn Wohnraum ist in 
der kapitalistischen Gesellschaft eine Ware, wie jeder andere 
auch. Doch auch 20 Jahre nach der Räumung der Main-
zer Strasse ist der Protest gegen die kapitalistische Zurich-
tung der Innenstädte nicht verstummt, sondern nimmt mit 
den Protesten gegen Mediaspree, der Autobahn A100, dem 
Flughafenausbau und Mieterhöhungen in den letzten Jahren 
wieder zu. Und immer noch gibt es besetzte Häuser und al-
ternative Wohnprojekte wie die Köpi, die Rigaer94 oder die 
Reiche63a für deren Erhalt wir kämpfen müssen.

S tellt euch vor: Ihr macht einen gemütlichen Spazier-
gang mit eurem Hund im Park. Die Leine habt ihr ver-

gessen, sofort springt das Ordnungsamt aus dem Gebüsch 
und bereitet euch eine schlechte Überraschung.Ihr wollt ein 
Bier auf den Treppen am Frankfurter Tor trinken. Obwohl 
das Bier noch nicht mal geöffnet wurde, kommt ein Mensch 
vom Sicherheitsdienst auf euch zu, um zu erklären, dass ihr 
dort nichts zu suchen habt.Ihr geht in die Schule , wie jeden 
Tag. Nur, ab heute stehen bedrohliche Menschen am Ein-
gang, die euch grimmig angucken – denn auch eure Schule 
hat ab heute ihren privaten Sicherheitsdienst, der den rei-
bungslosen Schulalltag garantiert. Ihr geht einkaufen. Beim 
Laufen habt ihr ein komisches Gefühl, etwa, als wenn ihr 
beobachtet werden würdet. Es liegt vielleicht daran, dass 
vor kurzem an der Straßenecke Überwachungskameras an-
gebracht wurden. 
 
Was teilen diese kleinen Episoden 
unseres Alltags miteinander?
Sie sind alle Zeichen eines wachsenden Bedarfs an Kont-
rolle und Überwachung seitens dieser kapitalistischen Ge-
sellschaft. Die Herrschenden behaupten, dass ein ständiges 
Herumschnüffeln in unseren Leben notwendig sein sollte, 
um mögliche „terroristische“ Gefahren abzuwenden und 
präventiv gegen Verhalten, das von den gesellschaftlichen 
Normen und Gesetzen abweicht, vorzugehen. Aus diesen 
Gründen werden unsere Daten ständig von vielen Behör-
den gespeichert und ausgewertet; auf öffentlichen Plätzen 
patrouillieren Sicherheitsdienste; das Ordnungsamt über-
nimmt die Funktion der Polizei bei kleineren Ordnungs-
widrigkeiten; Wächter bewachen Schulen und die Video-
überwachung filmt uns an den Straßenecken. Firmen und 
Konzerne, die sich auf die Herstellung von Sicherheitstech-
nik spezialisiert haben, machen immer mehr Profit und wer-
den durch die Regierenden mit immer weiteren Aufgaben 
betraut. Eine zunehmende Kontrolle über all unsere Le-
bensbereiche ist zur Normalität geworden. 

Jeder Mensch soll ständig das Gefühl haben, dass der 
Blick des Staates hinter jeder Ecke lauert: Es soll der Ein-
druck vermittelt werden, dass er immer überall bereit sei, 
jeglichen Bruch mit der gesellschaftlichen Normalität zu 
dokumentieren und zu verfolgen. 

Das Ziel davon ist, dass – bevor die altbekannte Re-
pression beispielsweise in Form der Polizei eingeschaltet 
wird –                                       die Menschen sich selbst 
kontrollieren und Handlungen vermeiden, die verfolgt 
werden könnten: Das Ergebnis dieser sozialen Kontrolle 
ist die Selbstunterdrückung der Menschen, die zur Kon-
formität mit der gesellschaftlichen Ordnung führen soll. 
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der knastgesellschaft entgegen
Für ein leben ohne Mauern!

Wir haben den Eindruck in einer Gesellschaft zu leben, in 
der wir alle als „schuldig“ für irgendetwas betrachtet wer-
den. Jede-r von uns wird zum_zur potenziellen Verbrecher                                         

_in erklärt, sei es, weil er_sie Musik aus dem Internet illegal 
herunter geladen hat, den falschen Pass besitzt und die fal-
sche Herkunft hat oder anders an die Waren, die wir für un-
ser tägliches Leben brauchen, herankommt, als vom Gesetz 
vorgesehen wird. 

Wir haben den Eindruck, dass durch die Ausbreitung von sol-
chen Mechanismen der Kontrolle, diese Gesellschaft als eine 

„Knastgesellschaft“ definiert werden kann. Wir nennen eine 
Gesellschaft „Knastgesellschaft“, in der fast die Gesamtheit 
unserer täglichen Schritte auf unterschiedlichste Art und Wei-
se durch den Staat, seine Agenturen oder durch Privatfirmen 
überwacht wird – und zwar um die andauernde Herrschaft 
des Kapitals und des Staates über unsere Leben zu garantieren. 

Sicherlich bleibt der Knast an sich immer noch die 
höchste Form der Repression, die gegen uns angewen-
det werden kann: Und wir verstehen wenn mensch sich 

schwer vorstellen kann das Wort „Knast“ für eine Gesell-
schaft zu benutzen, in der wir anscheinend viel Freiheit 
genießen und vor allem, in der wir von unserem Freundes-
kreis, unseren Lieben und Angehörigen und dem Leben 
hier draußen nicht getrennt sind. 

Was wir aber mit Knastgesellschaft meinen, ist eine 
Ausdehnung der Formen des Knastes in all unsere Lebens-
bereiche. Die Entwicklung der Anwendung von Mecha-
nismen, die spezifisch für den Knast sind (wie z.B. der 
Traum einer totalen Überwachung und Kontrolle), um 
die Macht der Herrschenden über uns besser aufrechtzu-
erhalten. Um eine Gesellschaft zu verteidigen, die auf sozi-
ale Ungleichheit, Unterdrückung und Ausbeutung beruht. 

Selbst wenn Deutschland in der Perfektionierung die-
ser Mechanismen noch nicht soweit ist, wie beispielsweise 

„Vorzeigeländer“ wie England, mit einer breitflächigen Vi-
deoüberwachung, sind solche Entwicklungen auch hier zu 
sehen und wir sind der Meinung, diesen sollte auf unter-
schiedlicher Art und Weise entgegengetreten werden, um 
nicht den falschen Eindruck zu vermitteln, dass wir uns da-
mit abfinden würden. Videokameras unbrauchbar machen, 
Ordnungsamt anpöbeln oder öffentliche Plätze aus den 
Händen der Sicherheitsdienste befreien ,sind nur einige der 
Möglichkeiten, die sich uns bieten. 

Denn wir kämpfen gleichzeitig gegen eine soziale 
Ordnung, die Knäste braucht, um Konflikte wegzusper-
ren. Konflikte, die durch die gegenwärtige Organisierung 
dieser Gesellschaft entstehen.

Zum weiter lesen:

Artikelreihe zu 
Anti-Muslimischem 
Rassismus, in 

„Berliner Zustände 2009“ 
(mbr-berlin.de), 

in der Antirassistischen 
Zeitung Nr. 56 (zag-berlin.de) 

sowie im Monitor Juni 2010 
(apabiz.de)

Weitere Informationen:
rechtspopulismusstoppen.
blogsport.de

Vom 26. bis 28. November findet in Berlin unter dem Motto 
„Mit der Knastgesellschaft brechen – Tage gegen Knäste 
und eine Welt, die sie schafft“ ein Anti-Knast-Wochenende 
statt.

Es ist geplant, dass es vielfältige Vorträge und Diskussio-
nen um Knast und andere Formen der Einsperrung, soziale 
Kontrolle und Repression, geben wird – auf der Suche nach 
gemeinsamen Antworten auf Kontrolltechniken, -politiken 
und -strategien der Herrschenden.

26. bis 28. November 2010 | New Yorck / Bethanien 
(Mariannenplatz 2, Berlin-Kreuzberg)

mitderknastgesellschaftbrechen.wordpress.com

* anti-knast-wochenende *
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Wir brauchen keine Macker_innen
interview

S eximus ist eines der grundlegenden Probleme unserer 
Gesellschaft. Frauen werden diskriminiert und Men-

schen, welche nicht ins Bild dieser Gesellschaft passen, aus-
gegrenzt, verfolgt und ermordet. Kleiner Rundumschlag 
und ein Interview mit Kim (19) und Luca (23) über die 
Notwendigkeit antisexistischer Theorie und Praxis. 
 
Hallo! Erzählt, wie seid ihr dazu gekommen euch mit 
dem Thema Antisexismus zu beschäftigen? 
Luca: Mir sind die Missstände in dieser Gesellschaft im Laufe 
der Schulzeit bewusst geworden. Dort hieß es immer „Mäd-
chen sind ordentlicher, können schöner schreiben, haben bes-
sere Noten, besonders in Kunst“. Ich konnte das irgendwann 
nicht mehr hören, dann kamen auch noch Angebote, um 
Mädchen an Technik heranzuführen. Sexismus ist einfach ein 
alltägliches und grundlegendes Problem unserer Gesellschaft. 
Kim: Ja, so ähnlich war es bei mir auch. Schon im Kin-
dergarten wurde uns beigebracht, dass Mädchen eigentlich 
Kleider tragen müssen, das wäre einfach so. Ich fand das 
normal. Und da liegt schon das Problem. Was ist schon 
normal? Im Laufe der Jahre habe ich gemerkt, dass dieses 
Schubladendenken á la „Jungs spielen mit Autos und Mäd-
chen mit Barbies“ einfach nur daneben ist. Leider wird ei-
nem als Kind oft genau dieses Rollen- oder Schubladenden-
ken von den Eltern und der Umwelt vermittelt und somit 
übernehmen viele einfach diese Handlungsweisen . 

Ihr seid beide in einer feministischen Gruppe aktiv.  
Was treibt ihr da so? 
Kim: Uns ist es wichtig, antisexistische Ansätze zu vermit-
teln und praktizierbar zu machen. 
Luca: Wir bieten Workshops an und auf Partys dienen wir 
als Ansprechpartner_innen für Gäste, wenn sie bedrängt 
werden oder sich im Beisein von bestimmten Personen ein-
fach nicht wohl fühlen. 

Also schmeißt ihr auch mal wen vor die Tür? 
Luca: Ja! Sollte es zu einer Grenzüberschreitung kommen 
und eine Person fühlt sich unwohl, dann versuchen wir na-
türlich erst einmal zu vermitteln, sollte der_die Betroffene 
sich jedoch wünschen, das der_die Täter_in die Veranstal-
tung verlassen soll, so schmeißen wir diese auch schon von 
Veranstaltungen. Dafür brauchen wir keine Macker_innen. 

Ihr sprecht von Täter_innen. Also gibt es auch Frauen, 
die Grenzüberschreitungen begehen? 
Kim: Oft sind es Männer, die Grenzen überschreiten, aber 
ja, es gibt auch Frauen. Wir möchten an dieser Stelle auch 
noch mal betonen, dass es eben nicht immer nur Frauen 
und Männer gibt, sondern auch Menschen, welche sich 

nicht spezifisch einem Geschlecht zuordnen wollen, weil sie 
sich zum Beispiel nicht damit identifizieren können oder 
wollen. Auch diese Menschen schließt unsere antisexistische 
Praxis und Theorie mit ein. 

Warum ist es euch so wichtig gerade Jugendlichen zu zei-
gen, dass Sexismus scheiße ist? 
Luca: Gerade Jugendliche sind anfällig für sexistische Denk-
weisen. Frauen werden dabei immer in Rollen gedrückt, die 
sie vielleicht gar nicht annehmen wollen, wie das „Heimchen 
am Herd“ etc. Wir wollen Frauen ermutigen, auch mal „Nein“ 
zu sagen und aufzeigen, dass eben diese Rollenbilder des „ar-
beitenden Mannes“ und der Frau, die die Kinder hütet, ver-
fälscht sind. Ebenso wie die Konstruktion von Geschlecht. 
Heute gibt es die Differenzierung zwischen biologischem 
und sozialem bzw. kulturellem Geschlecht. Das biologische 
Geschlecht teilt Menschen in Frauen und Männer ein. Das 
soziale bzw. kulturelle Geschlecht, welches wir ja schon an-
gedeutet haben, ist jenes, welches Menschen erlaubt, sich 
zwischen eben diesen Geschlechternormierungen zu bewegen, 
das heißt, sich nicht damit zu identifizieren. Geschlecht ist 
etwas, was wir tun und sind, nicht etwas, was wir haben. 
Kim: Außerdem liegt es uns sehr am Herzen, auf zu zei-
gen, dass Menschen eben nicht bezüglich ihrer sexuellen 
Orientierung diskriminiert und ausgegrenzt werden sollten. 
Oft wird das Wort „schwul“ als Beschimpfung genutzt, um 
Menschen zu suggerieren, sie seien etwas „minderwertiges“. 
Wir kämpfen auch dagegen, denn jeder Mensch soll sich 
nach seinem Belieben entfalten können, egal ob homose-
xuell oder nicht. 

Wow, das ist ja ein ganz schöner Rundumschlag, den ihr 
uns hier geliefert habt… 
Luca: Ja, leider ist die Themenvielfalt sehr breit und es ist 
schwierig, alles so kurz zu erläutern. Wir hoffen trotzdem, 
dass wir einiges aufzeigen und Menschen zum Nachdenken 
anregen konnten. Gerne empfehlen wir noch weiterführen-
de Literatur, sollten wir bei einigen das Interesse geweckt 
haben, sich gegen Sexismus zu engagieren. 

Eine Frage haben wir aber noch: Werdet ihr auch auf der 
Silvio-Meier-Demo sein? 
Luca: Ja natürlich! 
Kim: Ja, die erste Reihe wird dieses Jahr eine reine Frau-
enreihe sein. Wir wissen, dass wir damit die Rolle von Ge-
schlecht reproduzieren und eben nicht alle Probleme aus der 
Welt schaffen. Es handelt sich dabei jedoch um einen rein 
symbolischen Ausdruck, den wir vermitteln wollen, da auf 

„unseren“ Demos vorne oft nur Männer sind. Wir freuen 
uns auf eine kraftvolle Silvio-Meier-Demo 2010. 
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Antifa Prenzlauer Berg (APB) www.antifa-pberg.de

Jugendantifa Berlin (JAB) jab.antifa.de

Antifaschistische Revolutionäre Aktion Berlin (ARAB)

Antifaschistische jugendaktion kreuzberg (AJAK)

antifaschistische linke jugend (ALJ)

Bildungsblockaden einreiSSen! Berlin

Antifa Hohenschönhausen (AH)

Antifa Marzahn-Hellersdorf (AMH)

jugendantifa nordost (JANO)

siempre antifascista

nortH-east antifascists (NEA)

Antifaschistische linke Berlin (ALB)

ANTIFASCHISTISCHE INITIATIVE REINICKENDORF (air)

autonomes wohn- und kulturprojekt Rigaer94 (R94)

Antifaschistische initiative nord-ost (AINO)

red and anarchist skinheads berlin-brandenburg (RASH)

Antirassistische initiative berlin (ari)

kampagne für opfer rassistischer polizeigewalt (KOP)

no lager

Antifa friedrichshain (AFH) www.antifa-fh.de.vu

arab.antifa.de

www.ajak.tk

alj.blogsport.de

www.schulstreik-berlin.de

ah.antifa.de

amh.blogsport.de

janoberlin.blogsport.de

www.siempre-antifa.tk

nea.antifa.de

www.antifa.de

air.antifa.de

rigaer94.squat.net

aino@riseup.net

www.red-skins.de/wrash

www.ari-berlin.org

www.kop-berlin.de

www.nolager.de
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Kampf den Nazis! kampf dem staat!
Demonstration 20.11.2010 | Berlin | 15 Uhr |  U-bhf. samariterstr. 

After-Demonstrations-Party
p a r t y  2 0 . 1 1 . 2 0 1 0  |  B e r l in   |  2 1  U h r  |   k 9  ( Kin   z igst    r .  9 ) 

in gedenken an silvio meier
mahnwache 21.11.2010 | Berlin | 15 Uhr |  U-bhf. samariterstr. 

www.silviomeier.de.vu


